
 

S T U D I E N G E S E L L S C H A F T  F Ü R  F R I E D E N S F ORS C H U N G 
E . V .  M Ü N C H E N 
 

 

GHQNDQVWÕVVH       ZUM  T H E M A: NR. 61 

Der Iran  Ɇ glh jurÛh Khudxvirughuxqj 
 

 
 

Die unabhängige Studiengesellschaft für Friedensforschung möchte durch Kurzinformationen interessierte Menschen anregen, sich mit der  
aktuellen Friedens- und Sicherheitspolitik, auch im Hinblick auf Fragen der Ökologie und der Dritten Welt, kritisch auseinanderzusetzen. 

 
 

Kaum war das Jahr 2011 angebrochen, wurden der Nahe und Mittlere Osten von einer noch nie da gewesenen 
Protestwelle erfasst. Was wir die Arabischen Revolutionen oder den Arabischen Frühling nennen, hat nicht nur die 
Welt völlig überrascht, sondern auch die Araber selbst. Alles begann am 17.12.2010 in der tunesischen Kleinstadt 
Sidi Bouzed mit der Selbstverbrennung von Mohamed Bouazizi als Folge einer polizeilichen Repressalie, die die 
arabische Welt mit Zorn erfüllte. In Tunesien wurde der Wahlspruch geprägt, der überall zur zentralen Forderung 
wurde, in Ägypten, Bahrain, Jemen, Libyen und Syrien: ĂDas Volk fordert den Sturz des Regimes!ñ Das ist die 
arabische Version von ĂWir sind das Volk!ñ. Der weitere Verlauf dieser Revolten und Revolutionen (ĂArabellionñ) ist 
gegenwärtig nicht absehbar, aber ein Fazit lässt sich bereits jetzt ziehen: Der Nahe Osten steht vor tiefgreifenden 
Veränderungen, die vor allem die Region selbst betreffen, aber auch Auswirkungen auf die Nachbarschaft, allen 
voran Europa, haben werden. Der Aufstand der Massen zwischen Rabat und Damaskus ist eine Zäsur, er erschüt-
tert die historische Architektur des Nahen Osten. Seine Bedeutung kommt den Umwälzungen in Osteuropa nach 
dem Fall der Berliner Mauer gleich. Im Nahen Osten werden die Dinge nie wieder so sein, wie sie waren. 
 
Nirgendwo war ein derart durchgreifender Wandel weniger erwartet worden als in dieser Region. Autoritäre und 
monarchische Regierungen hatten es jahrzehntelang verstanden, jede Regung von Opposition zu unterdrücken. 
Westliche Beobachter hofften, wenn überhaupt, auf einen evolutionären Wandel in den nahöstlichen Staaten, auf 
wohlmeinende Reformen von oben. Zu etabliert wirkten die Herrscher, zu umfassend und professionell die Unter-
drückungsapparate, zu apathisch und mutlos waren die breiten Schichten der Bevölkerung. Mit einer erfolgreichen 
revolutionären Bewegung von unten 
konnte man nicht rechnen. Aber ge-
nau dies ist nun eingetreten, und die 
USA und Europa müssen sich der 
Herausforderung stellen. Die ĂArabel-
lionñ ist eine Umwªlzung, die nicht 
weniger zwiespältig verläuft als ande-
re, vergleichbare Revolutionen der 
Weltgeschichte. Sie brach in ein, zwei 
Ländern aus, ist aber zu einem um-
fassenden Prozess geworden, der die 
Welt erschüttern wird wie die anderen 
Umwälzungen zuvor ï und wie alle 
Umwälzungen zuvor, wird auch sie 
von Rückschlägen und Gegenbewe-
gungen, Verrat und Brüchen begleitet 
werden. Wir sind aber nicht in der 
nationalistischen Epoche, die neue 
Einheit der arabischen Welt wird auf 
Verschiedenheit basieren. Es sind 
Revolutionen und nicht nur eine Re-
volution und sie erschaffen etwas, 
was man Ăpluralistischen Arabismusñ 
nennen kann. 

ĂGr¿ne Rebellionñ gegen die Radikalen 
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Es gibt jedoch einige Indizien, die Hinweise liefern auf 
die wahrscheinlichen Entwicklungen. Islam und Demo-
kratie erscheinen auf einmal durchaus vereinbar.

1
 Die 

jungen Aufständischen zogen nicht unter dem grünen 
Banner des Islam auf die Straßen. Sie fordern stattdes-
sen Freiheit und Demokratie. Ihr Schlachtruf lautet: 
ĂDas Volk fordert den Sturz des Regimes!ñ Ohne 
Rückgriff auf Gott machen sich hier die Massen zum 
Souverän. Die breiten Schichten der Bevölkerung in 
den arabischen Ländern wünschen offenbar keines-
wegs eine Scharia-basierte islamistische Rechts- und 
Gesellschaftsordnung, wie so manche Experten immer 
wieder glauben machen wollten. Sie präferieren viel-
mehr westliche Ideenimporte, gegründet auf die Tradi-
tionen des Liberalismus. Dazu kommt, dass die Men-
schen in der Region ihre Angst verloren haben und in 
Zukunft als politischer Akteur betrachtet werden müs-
sen. Millionen Menschen überall in der arabischen 
Welt, die es gewohnt waren, als Untertanen zu leben, 
sind zu Bürgern geworden, die ihre Rechte einfordern. 
Es gibt kaum Anzeichen dafür, dass sie bereit wären, 
wieder zu den alten Verhältnissen zurückzukehren. 
Auch scheinen die Ängste einer sich zuspitzenden 
Konfrontation zwischen den beiden großen Glaubens-
gemeinschaften innerhalb des Islam, der sunnitischen 
und der schiitischen Strömung, derzeit nicht so rele-
vant; beide bleiben zwar präsent, doch sind sie bisher 
nicht die beherrschenden Triebkrªfte der ĂArabellionñ. 
 
Die ĂArabellionñ ist eine Freiheitsrevolte gegen die alten 
Herrschaftssysteme und gegen die Fremdbestimmung. 
Über viele Jahrhunderte wurde die Region von außen 
gezügelt, beherrscht oder aufgeteilt. Seit der frühen 
Neuzeit durch die türkischen Osmanen, im Ersten 
Weltkrieg durch Briten und Franzosen, im Kalten Krieg 
durch Amerikaner und Sowjets, seit 1991 durch die 
einzige Supermacht USA, der die greisen arabischen 
Präsidenten und Könige assistierten. 
 
Die Verlierer der arabischen Revolten sind bereits jetzt 
auszumachen. Der Westen, allen voran die USA, hat 
kaum eine Rolle gespielt und wird angesichts seiner 
engen Verbindungen mit den gestürzten Diktatoren 
unweigerlich an Einfluss verlieren. Sollte Ägypten zu-
dem seine willfährige Außenpolitik gegenüber Wa-
shington revidieren, dann dürfte auch der Einfluss des 

                                                 
1 Vgl. Krämer, Gudrun: Demokratie im Islam. Der Kampf für Toleranz und Freiheit in 
der arabischen Welt, München 2011. Demnach scheinen Islam und Demokratie 
grundsätzlich vereinbar, denn die für die Demokratie nötigen Rechts- und Wertvor-
stellungen können nicht nur im christlichen Abendland gedeihen. Grundlage allen 
muslimischen Denkens sind der Koran und die Sunna, die Sprüche und Taten des 
Propheten. Es liegt in der Natur der Geschichte, dass sie keine konkreten Aussagen 
zur Demokratie hinterlassen haben, wohl aber allgemeine Prinzipien, die sie möglich 
machen. Da ist vor allem die Schura, das Beratungsprinzip, das im Koran zu finden 
ist und nach Ansicht vieler Muslime in einer parlamentarischen Demokratie verwirk-
licht werden kann. Auch die alleinige Souveränität Allahs spricht nicht zwangsläufig 
gegen demokratische Verhältnisse. Gott könne Ăden Menschen gewisse Vollmach-
ten zur Regelung ihrer Angelegenheitenñ übertragen, Ădie das Volk wiederum an den 
Herrscher delegiert, eine Vorstellung, die sich bei weiterer Ausdehnung mit parla-
mentarischen Prinzipien in Einklang bringen lªsstñ. Und überhaupt sage die Ablei-
tung von Rechten und Pflichten nichts über deren Inhalt aus: ĂEs bleibt grundsªtzlich 
die Möglichkeit, Elemente einer demokratisch-rechtsstaatlichen Ordnung in diesen 
religiösen Begründungszusammenhang einzuordnen.ñ Mit der Gleichstellung von 
Muslimen mit Nichtmuslimen tut sich der Islam allerdings schwer. Die vorherrschen-
de Lehre kennt zwar duldende Toleranz, was jedoch nicht bürgerliche Gleichheit 
bedeutet. Zudem sind der Freiheit des Individuums Grenzen gesetzt, weil das 
Kollektiv der muslimischen Gemeinschaft (Umma) Vorrang besitzt. Da gibt es große 
Differenzen zum modernen Menschenrechtsverständnis. 

Iran als einzigem Gegner des Westens in der Region 
schwinden. Israel hingegen verlöre sowohl seinen 
Wettbewerbsvorteil als Ăeinzige Demokratieñ der Regi-
on als auch sein günstiges, strategisches Umfeld, ba-
sierend auf dem Separatfriedensvertrag mit Ägypten 
von 1979. Und eindeutiger Verlierer ist auch das Ter-
rornetzwerk der Al Qaida, oder was von ihm übrig ist. 
Mit dem friedlichen Umsturz arabischer Autokraten ist 
das ideologische Fundament des Dschihadismus, ja im 
Grunde seine Existenzberechtigung, verloren gegan-
gen. 
 
Seit dem Zusammenbruch des letzten Imperiums (der 
Sowjetunion) gibt es im internationalen System keine 
ideologisch fundierte Alternative mehr zur Demokratie 
außer der islamischen Theokratie. Somit ist die Islami-
sche Republik Iran bzw. die Islamische Revolution un-
ter Ajatollah Chomeini 1979 ein Modellfall für Islamisten 
in der ganzen Welt, wobei natürlich auch bemerkt wer-
den muss, dass das iranische Staatswesen von schiiti-
schem Gedankengut geprägt ist und deshalb nicht a 
priori für sunnitische Islamisten relevant ist. Das nach 
der Revolution von 1979 im Iran entstandene System 
lässt sich schwer in die gängigen Regimekategorien 
einordnen, da es totalitäre, autoritäre und demokrati-
sche Züge aufweist. Laut Verfassung aber sind die 
höchste politische und religiöse Macht in den Händen 
eines Geistlichen vereint, deshalb kann man das Re-
gime als eine Theokratie bezeichnen. Der Versuch, den 
Graben zwischen Religion und Politik zu überwinden, 
ist allerdings im Iran gescheitert. Vielmehr hat sich die 
Religion politisiert, und die Politik ist mit religiösen 
Symbolen behaftet. Die weltliche und geistliche Füh-
rung der Schiiten liegt spätestens seit dem Tode Ajatol-
lah Chomeinis nicht in einer Hand, und der Gegensatz 
zwischen staatlicher und religiöser Autorität besteht 
weiter. 
 
Doch etwas fällt auf: Weder Europa noch China noch 
Russland bewerben sich um die Nachfolge der Welt-
macht USA. Regionalmächte des Nahen Ostens versu-
chen, die Lücke zu füllen, während die arabische Ju-
gend gegen die alten Herrscher aufbegehrt. Vier Staa-
ten drängen in das Machtvakuum: Israel kraft seiner 
hochgerüsteten Armee und seiner Atombomben, die 
Türkei dank wirtschaftlicher Blüte und hohem regiona-
len Ansehen, Saudi-Arabien mit hohen Öleinnahmen 
und explodierender Bevölkerung, der Iran desgleichen. 
Zusätzlich baut Teheran mit Eile seine Nuklearindustrie 
aus, um irgendwann mit der inoffiziellen Atommacht 
Israel gleichziehen zu können. Doch nur zwei dieser 
vier Staaten erheben den religiös begründeten An-
spruch, Führungsmacht der Muslime zwischen Casa-
blanca und Qatar zu sein: Saudi-Arabien, der erzkon-
servative Wächterstaat der sunnitischen Heiligtümer 
von Mekka und Medina, und der Iran, der revolutionäre 
Religionsstaat der Schiiten. Beide Länder begründen 
ihre Ambitionen ideologisch und moralisch, beide zie-
hen Stolz aus der Erfolgsgeschichte der Sunniten oder 
der Leidenshistorie der Schiiten, beide schöpfen mehr 
und mehr Petro-Dollars aus den größten Ölfeldern der 
Welt am Golf. Ist es ein religiöser Konflikt? Heilige 
Feindschaft von Sunniten und Schiiten? Oder geht es 
vielmehr Ănurñ um die Machtfrage? 
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Der Iran im Umbruch? 

 
Die Welle der arabischen Protestbewegungen hat eine 
Aufbruchsstimmung in die islamisch-arabische Welt 
getragen, die weitgehend ein positives Echo fand. Die 
muslimische Bevölkerung hat offensichtlich genug von 
den bestehenden repressiven Systemen. So gesehen 
ließe sich beinahe sagen, dass der politische und reli-
giöse Machtkampf, wie er im Iran seit Jahren geführt 
wird, nun einen großen Teil der islamisch-arabischen 
Welt erfasst und dabei neue Formen angenommen hat. 
Die Opposition im Iran hoffte, aus der Protestwelle 
neue Kraft für den eigenen Widerstand zu schöpfen; 
aber auch die Regierung in Teheran versuchte, ihre 
Volksnähe und ihre Solidarität mit der arabischen Re-
volte zur Schau zu stellen. 
 
Zumindest auf offizieller Ebene hatte der Iran über lan-
ge Zeit stets versucht, nach außen hin Geschlossenheit 
zu demonstrieren. Aber die Massenproteste im Juni 
2009 und die Entstehung einer neuen Bewegung 
(ĂGr¿ne Revolutionñ/ĂGr¿ne Bewegungñ) zeigten die 
tiefe Unzufriedenheit der jungen Generation mit dem 
System in Teheran. Und mittlerweile ist es auch im 
konservativen Lager unruhig geworden. Dass es zwi-
schen dem Präsidenten Ahmadinedschad und dem 
geistlichen Führer Ali Chamenei zu Meinungsverschie-
denheiten, gar zu offenen Machtstreitigkeiten kommen 
könnte, hatte niemand geahnt, und noch weniger, dass 
sich um Ahmadinedschad anti-klerikale Kräfte scharen 
würden, die einen islamischen Staat mit einer nationa-
listischen Ideologie, notfalls ohne Geistlichkeit, anstre-
ben. 
 
Wer hätte etwa gedacht, dass Präsident Ahmadined-
schad die strikten Verhüllungsvorschriften für Frauen in 
Frage stellen würde? ĂFrauen d¿rfen auf den Straßen

 
 
 
nicht von der Sittenpolizei belªstigt werdenñ, forderte 
er; außerdem Ăsollte es Frauen auch erlaubt werden, in 
FuÇballstadien zu gehenñ. Solche Äußerungen werden 
von den Mullahs

2
 als Einmischung in religiöse Angele-

genheiten gewertet und damit als Angriff auf ihre Vor-
machtstellung. Denn in derartigen Konfrontationen geht 
es letztlich ums Prinzip der Ăvelajat-e-faqihñ, der 
ĂHerrschaft des religiºsen Rechtsgelehrtenñ, die 
teilweise vom Volk nicht mehr gewollt ist, aber auf der 
das System des iranischen Gottesstaates beruht. 
 
Die Wurzeln solcher Konflikte gehen auf die Anfänge 
der Islamischen Republik zurück. Seither bildeten sich 
verschiedene Fraktionen und Netzwerke, die heute 
politisch und ideologisch im Rahmen des Systems 
funktionieren. Die eine Seite, vom relativ pragmati-
schen bis zum relativ gemäßigten und reformistischen 
Flügel, wird unter anderem von der ĂPartei der Diener 
des Wiederaufbausñ um Haschemi Rafsandschani, der 
ĂPartei des nationalen Vertrauensñ um Mehdi Karrubi, 
dem ĂGr¿nen Wegñ um Mir Hossein Mussawi und der 
ĂPartizipationsfront des islamischen Iranñ um Moham-
med Khatami vertreten. Auf der anderen Seite befinden 
sich die neo-konservativen bis radikal-revolutionären 
Hardliner. Dazu gehören die Anhänger, die sich um die 
geistliche Führung scharen, und diverse islamische 
Stiftungen und Organisationen; sie propagieren die 
Ideale der islamischen Revolution und unterstützen 
mehrheitlich die Präsidentschaft Ahmadinedschads. 
Aber auch innerhalb der Geistlichkeit stehen Fronten 
einander gegenüber, die für die eine oder andere Seite 
Partei ergreifen. 

                                                 
2 Ein Mullah (auch: Mollah, nordafrikanisch franz. moulay; persisch  ыв ) ist ein isla-
mischer Lehrer, Prediger, Geistlicher oder Theologiestudent. Abgeleitet wird die 
Bezeichnung aus dem Arabischen  пЮнв  maulǕ: ĂHerrñ, ĂMeisterñ oder ĂBesch¿tzerñ. 
Ursprünglich war Molla die allgemeine Bezeichnung für schiitische Religions- und 
Rechtsgelehrte, nach ihrer arabischen Anrede maulǕ. 

Wer ist Freund, wer ist Feind? Chamenei (Mitte) beging am 7. Mai 2010 mit Parlamentssprecher Ali Laridschani, Ajatollah Dschannati, Ahmadinedschad 
und dem ehemaligen Justizchef Mahmud Haschemi Scharudi (von links) den Todestag von Fatima, der Tochter des Propheten Mohammed. 

http://de.wikipedia.org/wiki/Nordafrika
http://de.wikipedia.org/wiki/Persische_Sprache
http://de.wikipedia.org/wiki/Islam
http://de.wikipedia.org/wiki/Islam
http://de.wikipedia.org/wiki/Theologie
http://de.wikipedia.org/wiki/Arabische_Sprache
http://de.wikipedia.org/wiki/Schia
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Tatsache bleibt, dass sowohl die politische Landschaft 
als auch die religiösen Netzwerke im Iran von inhomo-
genen Kräften dominiert werden. Das ist ï neben den 
massiven Repressionen durch das Mullah-Regime ï 
einer der Gr¿nde daf¿r, dass der ĂGr¿ne Wegñ nicht 
alle oppositionellen Gruppierungen vereinigen und 
deshalb auch keine breitere Zustimmung im Volk finden 
konnte. Ein weiterer Grund ist, dass sich die ĂGr¿ne 
Bewegungñ selbst in einem Prozess befindet. Dennoch 
darf man eines nicht ignorieren: Diese neue Bewegung 
zeigt die subversive Kraft einer neuen Kulturnation, die 
elegant, kultiviert und zivilgesellschaftlich agiert. 
 
Die iranische Bevölkerung steht unter starkem Druck. 
Sie hat mit den durch Inflation, Arbeitslosigkeit und 
Wirtschaftssanktionen verursachten alltäglichen Sorgen 
zu kämpfen. Deshalb wird die breite Masse der Bevöl-
kerung zum Spielball unterschiedlicher politischer Kräf-
te, die ihr bei Wahlen falsche Hoffnungen machen und 
einfache, fadenscheinige Lösungen anbieten. Es fehlt 
großen Schichten der Bevölkerung eine klare Einsicht 
ins politische Geschehen und zudem eine reelle Alter-
native, die das Vertrauen der Bürger hätte und in der 
Lage wäre, Gegenentwürfe zur jetzigen Staatsform und 
Lösungsansätze für die Probleme des Landes aufzu-
zeigen. Das erklärt auch, warum ï natürlich vor allem 
aufgrund der massiven politischen Unterdrückung ï die 
Mehrheit der Bevölkerung nur bedingt politisch aktiv ist. 
Die Mitte des Volkes ist still, zieht sich in die Privatheit 
zurück oder verlässt das Land, und so entsteht der 
Eindruck, dass eine Mehrheit sich mit dem System 
arrangiert hat. Das ist den konservativen und radikal-
revolutionären Hardlinern durchaus bewusst und erklärt 
auch ihre gegenwärtigen Machtkämpfe. 
 
Einstweilen geht es im Iran vorab um die Positionierung 
innerhalb des bestehenden Systems. Für die Macht 
des Klerus stellen nicht nur die Reformer eine Gefahr 
dar, sondern vor allem ihre neuen konservativ-religiö-
sen Gegenkräfte, die nun versuchen, durch nationalis-
tische Parolen und religiösen Populismus das Vertrau-
en der Bevölkerung zu gewinnen. Seit Ahmadined-
schads Sieg bei den Präsidentschaftswahlen 2009 

sprechen ihre paramilitärischen Anhänger von einer 
Ăeigenen Regierungñ und proklamieren die Ăvollständige 
Unabhªngigkeitñ des Iran von westlichen Mächten als 
ihr heiliges Ziel. Die Betonung des ĂEigenenñ ist dabei 
keineswegs nur ein nationalistischer Kitt, um sich vom 
Ausland abzugrenzen. Man schließt damit auch alle 
religiösen Gruppierungen aus, die nicht den eigenen 
Reihen angehören, auch wenn sie weiterhin zur Doktrin 
der Islamischen Republik stehen. Im Grunde geht es 
dabei jedoch nicht um den Islam, sondern um eine Art 
ĂKulturkampfñ, einen Machtkampf innerhalb des Kreises 
der religiösen Patrioten. Hier wird entschieden, wie der 
Iran sich politisch und kulturell zum Eigenen und zum 
Westen positionieren wird, ob nationalistische bzw. 
islamisch-nationalistische Strömungen, der etablierte 
Klerus oder die neo-konservativen Revolutionäre den 
Ton angeben werden. Alternativen sucht man nur im 
bestehenden Rahmen, um das System zu erhalten. 
 
Es gibt derzeit keinen Konsens im religiösen und politi-
schen Establishment über eine Strategie mit den au-
ßen- und innenpolitischen Herausforderungen des Lan-
des umzugehen. Wesentliche moderate Kräfte favori-
sieren Regimesicherheit und eine Regionalmacht Iran 
mittels eines sozialen und wirtschaftlichen Transforma-
tionsprozesses, der auf Integration in die Weltwirtschaft 
und einen politischen Dialog mit den Nachbarn und 
dem Westen setzt (vgl. National Vision Plan 2025). Die 
Hardliner dagegen favorisieren Regimesicherheit und 
eine Vormachtstellung des Iran am Golf durch einen 
Politikmix aus Isolation und Drohung. Sie sehen sich 
selbst als Gewinner des letzten Golfkrieges im Irak 
(Dritter Golfkrieg 2003) und damit befähigt, eine politi-
sche, wirtschaftliche und technologische Vormachtstel-
lung in der Golfregion einzunehmen. Amerika und Isra-
el werden als zentrale Bedrohung angesehen. Anti-
israelische Rhetorik, Raketentests, eine Unterstützung 
von Hamas und Hisbollah sowie das Atomprogramm 
fördern Ängste und Misstrauen in der Region. Diese 
Auseinandersetzungen speisen eine religiös-politische 
Konfrontation zwischen den Schiiten unter Führung des 
Iran und den Sunniten unter der Führung von Saudi-
Arabien. 
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Eskalierender Bruderstreit zwischen Sun-
niten und Schiiten 

 
Die Schiiten (Partei des Ali, schia heißt im Arabischen 
ĂParteiñ) stellen mit einer Gesamtzahl von etwa 150-
200 Millionen Menschen 10-15 Prozent der Muslime. 
Die größte schiitische Fraktion ist die ĂZwölferschiañ mit 
Zentren im Südirak, Iran und auf dem indischen Sub-
kontinent sowie mit bedeutenden Minderheitsgruppen 
in Afghanistan, Libanon, Zentralasien, der Türkei und 
den arabischen Golfstaaten. Nach dem Tod des Pro-
pheten Mohammed 632 n.Chr. zerstritten sich die 
Gläubigen in der Frage seiner Nachfolge als Leiter der 
Gemeinde. Während die Mehrheit der Muslime, die 
Sunniten

3
 die vier sog. Ărechtgeleiteten Kalifenñ aner-

kennen, halten die Schiiten einzig den vierten von 
ihnen, den Vetter und Schwiegersohn des Propheten 
Ali (Ali ibn Abi Talib), für seinen rechtmäßigen Nachfol-
ger. Sie berufen sich dabei auf zwei Aussprüche Mo-
hammeds, die sie in diesem Sinne interpretieren. 
 
Grundlegend für die ĂZwölferschiañ ist die Imamatsleh-
re, welche eine Kette von zwölf Imamen annimmt, an-
gefangen mit Ali als erstem und seinen Söhnen Hasan 
und Husain als zweitem und drittem Imam. Das Imamat 
wird an die direkten männlichen Nachkommen der Pro-
phetenfamilie weitergegeben, denen ï bis auf Ali ï das 
Recht auf weltliche Macht vorenthalten worden sei. Die 
Imame gelten den Schiiten als sündenlos und unfehl-
bar. Nach schiitischer Lehre ist der zwölfte Iman nicht 
gestorben, sondern lebt in der Verborgenheit fort und 
wird eines Tages als Messias, Ăder Rechtgeleiteteñ 
(Mahdi) erscheinen, um die Herrschaft der Tyrannen zu 
beenden und Gerechtigkeit walten zu lassen. Nach 
schiitischer Auffassung zufolge starben die übrigen elf 
Imame als Märtyrer, doch ist es v.a. das Martyrium des 
dritten Imams Husain, dessen bis in die Gegenwart von 
Schiiten in Trauerfeiern während des Monats Muhar-
ram gedacht wird (Aschura). 
 
Offiziell kennt der Islam keine Hierarchien. Dennoch 
hat sich innerhalb des sunnitischen Islam die Al-Azhar-
Universität in Kairo im Laufe ihrer tausendjährigen Ge-
schichte zum geistigen Zentrum entwickelt. Bei den 
Schiiten kommt der Ulema (Rechts- und Gottesgelehr-
te) eine größere Bedeutung zu als bei der sunnitischen 
Mehrheit der Muslime. 
 
Im heutigen Schiismus sind Gläubige ï seit Ende des 
18. Jahrhunderts ï im Grunde genommen in zwei 
Gruppen geteilt: eine winzige Minderheit der Rechtsge-
lehrten, die Mudschtahid, deren religiöses Wissen sie 
dazu befähigt, selbst die Gebote des Islam zu interpre-
tieren, und die große Masse der theologisch nicht aus-
gebildeten Gläubigen. Da die Rechtsgelehrten den 
zwölften Imam während seiner Verborgenheit vertreten, 
müsse sich jeder Schiit der Lehre eines lebenden Ge-
lehrten anschließen, dem sie in religiösen Fragen fol-
gen und dem sie auch ihre religiösen Steuern zahlen. 

                                                 
3 Das Wort Sunniten wird vom arabischen sunna abgeleitet. Dies kann mit Herkom-
men, Brauch wiedergegeben werden. Ein Sunnit versteht sich als ein Muslim, der 
sich bemüht, nach der Sunna zu leben. Darunter ist das Vorbild des Propheten 
Mohammed zu verstehen, das in den Berichten über sein Leben und durch seine 
Aussprache (Hadithe) als bezeugt angesehen wird. 

Dieser Mudschtahid wird dann von seinen Getreuen 
eine ĂQuelle der Nachahmungñ genannt und mit Ajatol-
lah (Zeichen Gottes) betitelt. Nur wenige Mudschtahid 
bringen es allerdings so weit, ĂQuelle der Nachah-
mungñ zu werden. Idealerweise sollte der einfache 
Gläubige den gelehrtesten, gerechtesten und tugend-
haftesten unter den Mudschtahid auswählen. Da aber 
unter den Gläubigen selten Einigkeit herrscht, wem 
diese Ehre gebührt, gibt es in der Regel eine Mehrzahl 
von ĂQuellen der Nachahmungñ, die somit gemeinsam 
die Elite der klerikalen Hierarchie bilden. Unter ihnen 
gibt es eine unausgesprochene Rangordnung, die auf 
der Zahl der Nachahmer basiert. Da eine größere Zahl 
von Nachahmern auch größere finanzielle Einkünfte 
garantiert und da die höchsten Führer der Religion 
diese Einnahmen für den Betrieb von Seminaren, für 
Stipendien und für wohltätige Zwecke verwenden, 
bringt eine höhere Anzahl von Anhängern auch mehr 
gesellschaftliche Macht und Einfluss mit sich. 
 
Ein weiteres Merkmal dieser Hierarchie ist es, dass 
kein Mudschtahid einem anderen folgen darf, sondern 
verpflichtet ist, selbst zu urteilen. Die Lehren einer 
ĂQuelle der Nachahmungñ sind nur für seine Anhänger 
maßgebend (obwohl natürlich unter den Mudschtahid 
über die meisten Fragen Einigkeit herrscht), und zudem 
kann ein Gläubiger, der mit seiner Quelle unzufrieden 
ist, zu einer anderen überwechseln. Macht verbindet 
sich also bei den höchsten Würdenträgern mit einer 
gewissen Verantwortung, was der Hierarchie im Ver-
gleich etwa mit dem Katholizismus demokratischere 
Züge verleiht. Meinungsverschiedenheiten aller Art und 
persönliche Rivalitäten sind somit fester Bestandteil 
des schiitischen Klerus, ein Umstand, der bei westli-
chen Analysen der Machtkämpfe innerhalb des irani-
schen Regimes oft außer Acht gelassen wird. Es gibt 
zwar eine gewisse Hierarchie, sie ist aber nicht straff 
zentralisiert. Die Ulema selbst umschreiben ihr Organi-
sationsprinzip gern mit der Formel: ĂDie Ordnung der 
Geistlichkeit besteht in ihrer Unordnung.ñ 
 

 
 
 
Die schiitischen ĂGeistlichenñ sind keine Priester, wer-
den nie geweiht, sondern betrachten sich allenfalls als 
die Stellvertreter des verborgenen Imams, jener religiö-
sen Heilsgestalt, um deren Rückkehr aus der Großen 
Verborgenheit in die Zeitlichkeit die eschatologischen, 

Wann kommt der zwölfte Imam? Messianismus und konservativer Klerus können 

auch in der schiitischen Richtung des Islam in einen Gegensatz geraten. 
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endzeitlichen Erwartungen und Hoffnungen der Schii-
ten von jeher kreisen. Großajatollahs sind die Elite der 
Ajatollahs, von denen sich einige wenige nach Jahr-
zehnten des Studiums und der Lehre als ĂQuellen der 
Nachahmungñ herauskristallisieren. Die theologischen 
Seminare stellen die Kaderschmieden des schiitischen 
Klerus dar. Sie sind gleichzeitig auch politische, öko-
nomische und soziale Machtzentren, die von den gro-
ßen Ajatollah-Clans beherrscht werden. 
 

Dies kann nicht über die Heterogenität der schiitischen 
Muslime hinwegtäuschen. Bei der Auszeichnung zum 
Marja (Großajatollah) entstehen regelmäßig erhebliche 
Reibungen hinsichtlich der Geeignetheit des Gelehrten; 
so hatte der Mentor der Hisbollah, der libanesische 
Großajatollah Mohammed Hussein Fadlallah, im Jahr 
1994 dem iranischen Anwärter Ali Chamenei den 
Rückhalt für seinen Aufstieg zum Großajatollah ver-
sagt.

 
 

Eine kleine Chronik der westlichen Iran-Politik seit den 1950er Jahren 
 
29.4.1951: Mohammad Mossadegh wird zum Ministerpräsidenten gewählt. Zentraler Punkt seiner Programmatik: 
Verstaatlichung der bis dahin britischen Ölvorkommen. 

16.7.1952: Mossadegh tritt zurück, weil ein britisches Embargo zu einer schweren Wirtschaftskrise im Land geführt 
hat. Nach Massenprotesten muss ihn Schah Reza Pahlavi wieder in sein Amt einsetzen. 

19.8.1953: Ein Putsch des US-amerikanischen Geheimdienstes CIA und seines britischen Partners MI6 unter dem 
Codenamen ĂAjaxñ st¿rzt Mossadegh. Der Schah, zuvor ins Ausland geflohen, kehrt zurück und setzt General 
Zahedi als neuen Regierungschef ein. Errichtung eines Terrorregimes.  

1963: Ab 1963 leitet der Schah mit der ĂWeißen Revolutionñ umfangreiche wirtschaftliche, politische und soziale 
Reformen ein. Insbesondere Ajatollah Chomeini sprach sich gegen das Reformprogramm aus. 

Ab September 1978: Beginn der Massendemonstrationen gegen den Schah. 

16.1.1979: Der Schah flüchtet in die USA. 

1.2.1979: Revolutionsführer Ajatollah Chomeini kehrt aus dem Pariser Exil nach Teheran zurück. Am 1. April 1979 
wird der Iran nach einem Referendum offiziell zur Islamischen Republik erklärt.  

4.11.1979: Besetzung der US-Botschaft in Teheran durch Studenten. 

25.4.1980: US-Elitetruppen scheitern beim Versuch der gewaltsamen Befreiung der 52 Botschaftsgeiseln wegen 
einem Sandsturm in der Wüste.  

22.9.1980: Der Irak überfällt den Iran (Erster Golfkrieg 1980-1988, über eine Million Opfer). Indizien sprechen da-
für, dass die USA den irakischen Präsidenten Saddam Hussein dazu ermuntert haben. 

20.1.1981: Nur wenige Stunden nach der Amtseinführung des neuen US-Präsidenten Ronald Reagan werden die 
US-Geiseln freigelassen. 

26.11.1983: Nach der Wendung des Kriegsglücks zugunsten des Iran beschließt die Reagan-Administration mas-
sive Waffenhilfe zugunsten des Irak (Nationale Sicherheitsdirektive 114). 

1985/86: Auch der Iran wird über Israel mit US-Waffen beliefert. Die Einnahmen werden, am US-Kongress vorbei, 
zur Aufrüstung der südamerikanischen Contra-Guerilla verwendet (sog. Iran-Gate). 

1987: Erste Meldungen in der israelischen Presse über ein angebliches Atomwaffenprogramm des Iran. 

3.7.1988: Abschuss eines iranischen Jumbo-Jets über dem Persischen Golf durch die US-Luftwaffe. 290 Tote, 
allesamt Zivilisten. 

17.1.1991-12.4.1991: Erster Krieg einer US-geführten Allianz gegen den Irak nach dessen Einmarsch in Kuwait 
(Zweiter Golfkrieg).  

November 1992: Die New York Times schreibt: ĂDer Entwurf eines CIA-Berichtes schlussfolgert, dass der Iran bei 
seinem Nuklearwaffenprogramm vorankommt und bis zum Jahr 2000 eine Atomwaffe entwickeln könnte.ñ 

18.5.1993: Martin Indyk, Berater des neuen US-Präsidenten Bill Clinton, stellt erstmals das neue US-Konzept für 
den Mittleren Osten vor: ĂDual Containmentñ, also doppelte Eindªmmung, gerichtet sowohl gegen den Irak wie den 
Iran. Die Politik der achtziger Jahre, den Irak freundlicher zu behandeln als den Iran, wurde damit eingestellt. 

1993/1994: Die USA erlauben dem Iran geheime Waffenlieferungen an die bosnischen Muslime, die von beiden 
Staaten als Verbündete gegen die Serben gesehen werden (sog. Bosnia-Gate). 

6.5.1996: Die Clinton-Administration verbietet jeden Handel und alle Finanztransaktionen mit dem Iran. 

5.8.1996: Die Clinton-Administration erlässt das Iran-Libyen-Sanktionsgesetz. Intendiert wird die Übernahme der 
US-Sanktionen durch die UNO und die US-Verbündeten. Offen ausgesprochen wird das Ziel, Irans Erdölindustrie 
zu zerstören. 

29.1.2002: Präsident Bush spricht erstmals von der ĂAchse des Bºsenñ und fasst darunter die Staaten Iran, Irak 
und Nordkorea zusammen. 

15.8.2002: Die Volksmudschaheddin ï eine iranische Oppositionsgruppe ï berichtet von zwei Ăgeheimenñ Atoman-
lagen im Iran, die auch zur Waffenproduktion taugten: die Urananreicherungsanlage in Natans und die Schwer-
wasserfabrik in Arak. Anlagen dieses Typs sind dem Iran nach dem Atomwaffensperrvertrag allerdings erlaubt, 
sofern sie von der Kontrollbehörde IAEA überwacht werden. Die Anmeldung von Natans und Arak bei der IAEA 
war laut Teheran noch nicht erfolgt, weil die Anlagen noch weit von einer Fertigstellung entfernt waren.  

http://de.wikipedia.org/wiki/Wei%C3%9Fe_Revolution
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19.03.2003: Die USA und deren Verbündete beginnen Kampfhandlungen gegen den Irak (Dritter Golfkrieg). Sad-
dam Hussein wird am 13.12. festgenommen und 2006 von einem irakischen Gericht wegen Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit zum Tode verurteilt und gehängt. 

12.9.2003: Erstes Ultimatum der IAEA. Gefordert wird u.a. die Einstellung der Bauarbeiten in Natans. Der Iran gibt 
diesem Ultimatum am 21.10. nach und verkündet ein Moratorium. 

18.9.2004: Zweites Ultimatum der IAEA. Gefordert wird der endgültige Verzicht des Iran auf alle mit der Urananrei-
cherung Ăim Zusammenhang stehendenñ Aktivitäten. Der Iran gibt diesem Ultimatum am 14.11. nach und einigt 
sich mit der EU auf die Ausweitung des Moratoriums. Im Gegenzug verpflichtet sich die EU, Anreize zur wirtschaft-
lichen Zusammenarbeit zu formulieren.  

17.6.2005: Mahmud Ahmadinedschad gewinnt überraschend die Präsidentschaftswahlen im Iran. 

5.8.2005: Die EU übergibt ihr Vorschlagspaket, das von Teheran als Ăvºllig unzureichendñ zurückgewiesen wird. 

8.8.2005: Der Iran kündigt sein Uran-Moratorium. Die EU bricht die Verhandlungen sofort ab. 

24.9.2005: Die IAEA überweist die Frage des iranischen Atomprogramms Ăin die Zustªndigkeit des UN-Sicher-
heitsratesñ. 

10.1.2006: Der Iran nimmt Vorarbeiten der Urananreicherung wieder auf. 

31. 7.2006: Der UN-Sicherheitsrat verhängt erste Sanktionen gegen den Iran, die zunächst ohne rechtliche Bin-
dung für die Mitgliedstaaten blieben. 

23.12.2006: Erste verbindliche Resolution des UN-Sicherheitsrates: Wirtschaftssanktionen gegen den Iran verbie-
ten Handel von Waren und Know-how, die mit dem Atomprogramm und dem Raketenbau in Verbindung stehen. 

24.3.2007: In einer zweiten Resolution verschärft der UN-Sicherheitsrat die Sanktionen. 

3.12.2007: Ein gemeinsames Memorandum aller US-amerikanischen Geheimdienste ĂNational Intelligence Estima-
teñ hält fest, dass der Iran spätestens 2003 sein militärisches Atomprogramm eingestellt hat und frühestens in zehn 
bis fünfzehn Jahren Atomkraft militärisch einsetzen kann. 

3.3.2008: Dritte UN-Resolution des UN-Sicherheitsrates: Der Iran erhält 90 Tage Frist, um alle Arbeiten an der 
Urananreicherung (einschließlich Forschung) und den Bau eines Schwerwasserreaktors zu stoppen. 

19.7.2008: Beginn neuer Verhandlungen EU-Iran. Das Handelsblatt schreibt: ĂDies d¿rfte so ziemlich die letzte 
Chance sein, die Krise um das iranische Atomprogramm friedlich zu lösen.ñ 

23.10.2008: Zusätzliche US-Sanktionen gegen etwa ein Dutzend Unternehmen treten in Kraft, die mit dem Iran 
völlig legale Handelsbeziehungen unterhalten. Betroffen sind vor allem chinesische, nordkoreanische, südkoreani-
sche, syrische, sudanesische, venezolanische und arabische Firmen. 

4.11.2008: Barack Obama wird zum Präsidenten der USA gewählt und tritt das Amt am 20.1.2009 an. 

27./28.1.2009: Auf die Frage, ob Ădie militªrische Optionñ gegen den Iran auch unter dem neuen Präsidenten 
Obama Ăauf dem Tisch bleibenñ werde, entgegnet Präsidentensprecher Robert Gibbs: ĂDer Prªsident hat seine 
Meinung nicht geändert, dass er sich alle seine Optionen offenhalten sollte.ñ 

5.3.2009: Die Vertreter der Iran-Sechs ï USA, Großbritannien, Frankreich, Russland, China und Deutschland ï 
erklären bei der IAEA an den Iran: ĂWir bleiben einer umfassenden diplomatischen Lösung, auch durch direkten 
Dialog, verpflichtet.ñ Trotzdem wird von Teheran erneut gefordert, die Uran-Anreicherung zu stoppen und über die 
Bestimmungen des Atomwaffensperrvertrages hinaus weitreichende IAEA-Inspektionen zuzulassen, auch in Anla-
gen, die nicht Teil des Atomprogramms sind. 

20.3.2009: Präsident Obama wendet sich anlässlich des persischen Neujahrsfest Nawroz an die Bevölkerung und 
die Spitze der Islamischen Republik Iran. Er formuliert den Wunsch, die seit drei Jahrzehnten angespannten Be-
ziehungen auf einer Basis von Ăgegenseitigem Respektñ neu zu begründen, allerdings ohne jede Konkretisierung 
und Vorschläge. 

12.6.2009: Präsidentschaftswahlen im Iran. In der Folge schwere Unruhen (ĂGr¿ne Revolutionñ). 

5.7.2009: US-Vizepräsident Joe Biden sagt im Sender ABC, Israel sei berechtigt, den Iran anzugreifen: ĂWir kºn-
nen einem souveränen Staat nicht vorschreiben, was er darf und was er nicht darf, wenn sie die Entscheidung 
treffen, dass ihr Überleben von einem anderen Land bedroht ist.ñ 

17.9.2009: Obama stoppt die für Polen und Tschechien geplanten Abwehrsysteme gegen iranische Raketen. 

18.10.2009: Ein Anschlag im Iran, nahe der pakistanischen Grenze, tötet 49 Menschen, darunter fünf hohe Kom-
mandeure der Revolutionsgarden. Die Verantwortung übernimmt die Terrorgruppe Dschundallah, die vom CIA 
zumindest in der Vergangenheit Geld bekommen hatte. 

12.1.2010: Die iranischen Atomwissenschaftler Massud Ali Mohammadi und Madschid Schahriari fallen in Teheran 
einem Bombenanschlag zum Opfer. Die Regierung in Teheran beschuldigt die USA und Israel. 

6.6. 2010: Vierte UN-Sicherheitsratsresolution mit der Durchsetzung eines Waffenembargos. 

3.8.2011: Das AKW Buschehr ist ans Netz gegangen. 
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Historische Entwicklung des Iran 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

Wirft man einen spontanen Blick auf die Perserreiche 
der Antike, gewinnt man leicht den Eindruck, man habe 
es nur mit einer militärischen Großmacht und dem Erz-
feind der Griechen und Römer zu tun. Es fallen schnell 
Begriffe wie ĂPerserkriegeñ, ĂMarathonñ oder ĂIssosñ. 
Auch wird das antike Perserreich häufig mit dem Attri-
but Ăorientalische Despotieñ bezeichnet. Tatsächlich 
wird dieser Eindruck von der einseitigen Quellenlage 
griechischer Zeugnisse gefördert, dennoch war das 
antike Persien ebenso von einer Multikulturalität und 
ethnischer Vielfalt sowie unterschiedlichen Sprachen, 
Kulten und Weltanschauungen geprägt.

4
 

 
Der Staat Iran wurde bis ins 20. Jahrhundert im offiziel-
len Sprachgebrauch Europas und Amerikas als Persien 
bezeichnet und stellt das historische Kernland des al-
ten Persiens dar, welches sich auf ein größeres Gebiet 
erstreckte. Die geographische Lage zwischen dem 
Kaukasus im Norden, der Arabischen Halbinsel im 
Süden, Indien und China im Osten und Mesopotamien 
und Syrien im Westen ließen das Land zum Schauplatz 
einer wechselvollen Geschichte werden. Im persischen 
Großraum führt die Geschichte vom Reich der Meder 
zum Perserreich der Achaimeniden (Kyros II. der Gro-
ße bis Dareios III.) über Alexander den Großen zu den 
Parthern und Sasaniden. Seit dem Mittelalter folgten 
auf das islamische Kalifat, welches das Sasanidenreich 
beerbte, verschiedene einheimisch-persische, mongoli-
sche und türkische Dynastien bis zu den Safawiden, 
Kadscharen, Pahlewis und dem heutigen Staat des 
Iran. 
 
In die Zeit der turkmenischen Kadscharendynastie 
(1794-1925) fiel die massive Expansion der europäi-
schen Nationalstaaten, die mit allen wirtschaftlichen 
und politischen Mitteln versuchten, ihre Kolonialinteres-
sen durchzusetzen. Auch Persien fiel unter die Interes-
sen der Kolonialmächte. So kam es nach mehreren 
Kriegen gegen Russland zu Gebietsverlusten im Kau-
kasus (Armenien, Georgien und Aserbaidschan), und in 
einem Friedensvertrag mit den Briten aus dem Jahr 
1857 musste die Unabhängigkeit Afghanistans aner-
kannt werden. 
 
Das luxuriöse Leben des kadscharischen Hofes sowie 
schwere Liquiditätsprobleme des Staates ermöglichten 
es den europäischen Mächten, die Abhängigkeit Persi-
ens zu steigern. Durch die Erlangung von Konzessio-
nen war es möglich, einen Teil der persischen Wirt-
schaft gegen geringe Ausgaben in die eigene Verfü-
gungsgewalt zu bekommen. Der Höhepunkt der Kon-
zessionsverteilung wurde 1890 erreicht, als die Imperial 
Tobacco Corporation of Persia, ein britisches Konsorti-
um, das Monopol für Produktion, Ankauf und Export 
des in Persien hergestellten Tabaks auf 50 Jahre er-
hielt. Daraufhin kam es in Persien zu einem vollständi-
gen Tabakboykott. Die Konzession musste 1892 zu-
rückgenommen werden. Dieses Ereignis ist deshalb 
bemerkenswert, weil es die erste erfolgreiche Massen-
bewegung im modernen Iran war, die von Geistlichen, 
Bürgertum und Intellektuellen getragen wurde.

5
 

                                                 
4 Vgl. Wiesehöfer, Josef: Das Antike Persien, München 2009, S. 12 
5 Vgl. Gronke, Monika: Geschichte Irans, München 2009, S. 90-92 Der Spiegel Geschichte Nr. 2/2010, S. 16-18 
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1849 und 1850 unter der Regentschaft von Naser al-
Din kam es zu religiösen Aufständen der Anhänger des 
Babismus, der Bahaôi, deren Führer daraufhin öffentlich 
exekutiert wurde. Die Bahaôi sind eine schiitische Glau-
bensgemeinschaft, die wegen ihrer Auslegung des 
Islam von der konservativen schiitischen Staatsführung 
auch heute noch massiv diskriminiert und verfolgt wer-
den. Die Kadscharendynastie endete mit der Abset-
zung von Ahmad Schah Kadschar 1925 durch das 
Parlament. 
 
Die verfehlte Wirtschaftspolitik der Kadscharenschahs, 
allgemeiner Protest gegen die absolute Monarchie und 
der wachsende ausländische Einfluss gipfelten im Jahr 
1905 in einer Revolution und Verfassungsbewegung. 
Aus der absoluten Monarchie wurde ein parlamentari-
sches Regierungssystem mit Verfassung. Schon da-
mals spielten die schiitischen Gelehrten aufgrund ihrer 
gesellschaftlichen Stellung eine führende Rolle. So gab 
es beispielsweise seit 1907 eine Ergänzung in der Ver-
fassung, nach der jede parlamentarische Entscheidung 
einer Kommission von fünf Geistlichen vorzulegen war, 
die die Vereinbarkeit mit der Scharia überprüfen soll-
ten. Die neue Staatsform in Persien war jedoch nur 
kurzlebig, sie brachte weder Fortschritt noch Stabilität, 
da sie die finanziellen Probleme nicht lösen konnte. 
Zudem geriet die junge konstitutionelle Monarchie 
schnell in den Einflussbereich Russlands und Großbri-
tanniens, die in einem 1907 geschlossenen Vertrag 
Persien unter sich aufteilten. Der Norden sollte an 
Russland gehen, der Süden an Großbritannien, dazwi-
schen sollte eine neutrale Zone als Puffer fungieren. 
Die beiden Mächte sorgten dafür, dass ein ihnen ge-
nehmes Parlament eingesetzt wurde und eine Presse-
zensur bestehen blieb. Die konstitutionelle Revolution 
war damit de facto beendet und die Verfassung außer 
Kraft gesetzt. 
 
Im Ersten Weltkrieg 1914-1918 erklärte der Iran offiziell 
seine Neutralität, was jedoch von Russland und Groß-
britannien ignoriert wurde, die von persischem Territo-
rium aus Krieg gegen das Osmanische Reich und das 
Deutsche Reich führten. Der Iran trat als Monarchie mit 
einem Schah als Oberhaupt und bald auch mit einer 
eigenen, freien Regierung in die Neuzeit ein. Russland 
bzw. die Sowjetunion versuchten, den Norden des Iran 
unter ihre Kontrolle zu bringen und unterstützten 1920 
die Gründung der iranischen Sowjetrepublik. Mit Reza 
Schah Pahlavi (Reza Chan) begann 1921 unter dem 
Einfluss von Großbritannien und Irland eine politische 
Neuorientierung Persiens in Richtung Westen. Dabei 
nahm der Kontakt zwischen Herrscher und Volk immer 
mehr ab. Die Unzufriedenheit im Land stieg. Die Wut 
konzentrierte sich zunächst auf das Vereinigte König-
reich. 
 
Am 12. Dezember 1925 ernannte das Parlament Reza 
Chan, einen ehemaligen Oberst der Kosakenbrigade, 
zum Schah und legte so den Grundstein für die Dynas-
tie der Pahlavi (1925-1979) ï benannt nach der voris-
lamischen Hochsprache Irans, dem Pahlavi. Reza 
Schahs wichtigstes Ziel war die Modernisierung Irans 
zu einem säkularen Nationalstaat nach europäischem 
Vorbild. Ähnlich wie Atatürk in der Türkei legte er ein 
großangelegtes Modernisierungsprogramm auf. In die-

se Zeit fällt der Bau der Transiranischen Eisenbahn 
(1926-1938) mit deutscher Hilfe sowie die Eröffnung 
der ersten modernen Universität Irans in Teheran 
(1935). Nachdem Männer bereits 1929 zum Tragen 
westlicher Kleidung verpflichtet wurden, verbot man 
Frauen 1936 das Tragen des Tschadors, des traditio-
nellen Gesichtsschleiers. Das Verbot des Tschadors 
ließ sich aber nie wirklich durchsetzen und nach 1941 
legten die Frauen, vor allem die der Unterschicht, wie-
der den Schleier an. 
 
Ein Zweckbündnis mit Deutschland und das erstarkte 
Selbstverständnis des neugeordneten Staates veran-
lassten den Schah, die internationale Staatengemein-
schaft aufzufordern, das seitens der Briten hartnäckig 
als Persia bezeichnete Land mit ĂIranñ zu benennen. 
Durch den mit dem Öl verknüpften Reichtum entwickel-
te sich der Iran zur Regionalmacht. Im Zweiten Welt-
krieg erklärte sich der Iran erneut neutral, näherte sich 
aber eher aus taktischen Gründen Nazi-Deutschland 
an und wurde wieder zum Spielball der ausländischen 
Mächte. Am 24. August 1941 marschierten sowjetische 
und britische Truppen in den Iran ein und zwangen 
Reza Schah zur Abdankung. Als Thronfolger wurde 
dessen Sohn Mohammad Reza Pahlavi eingesetzt, der 
letzte Schah bis zur Islamischen Revolution 1979.
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Mohammad Mossadegh und die ĂOperation Ajaxñ
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Es war aber nicht so sehr das Jahr 1979, sondern be-
reits der August 1953 der entscheidende Zeitpunkt für 
die dramatische Verschlechterung der iranisch-ameri-
kanischen Beziehungen, was Konsequenzen bis hinein 
in die Gegenwart hat.

8
 Bis zum Sommer 1953 waren 

die USA eine relativ neutrale, allseits geschätzte 
Macht, die wenig Interesse an der Region hatte. Nicht 
die USA, sondern Großbritannien war dem Hass und 
Zorn der Länder des Nahen Ostens ausgesetzt. Im Iran 
traf insbesondere das Verhalten der anglo-persischen 
Ölgesellschaft APOC (die spätere British Petroleum, 
BP) auf immer größere Kritik. Seit Beginn des 20. 
Jahrhunderts hatten die Briten Konzessionen über die 
Förderung von Öl und den Bau von Pipelines in Iran. 
Der Großteil der Einnahmen aus den Förderungen ging 
an die anglo-iranische Ölgesellschaft, deren Hauptakti-
onär wiederum die britische Regierung war. Sie kontrol-
lierte die Buchhaltung und gestattete iranischen Behör-
den keinerlei Einsicht in die Bücher. Zunächst gab es 
wenig Widerstand gegen diesen Zustand, doch die 
Bedeutung des Öls für den Iran wurde immer wichtiger. 
Es konnte nur einen unabhängigen Iran mit der Souve-
ränität über die eigenen Ölvorkommen geben.
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Seit Jahren schon nahm die Unzufriedenheit mit der 
Situation im Iran weiter zu. 1941 wurde schließlich der 
langjährige Diktator Reza Schah gestürzt und sein jun-

                                                 
6 Vgl. Forsmann, Jana: Testfall f¿r die ĂGroÇen Dreiñ. Die Besetzung Irans durch 
Briten, Sowjets und Amerikaner 1941-1946, Köln 2009 
7 Vgl. Kinzer, Stephen/Döbert, Brigitte: Im Dienst des Schah: CIA, MI6 und die 
Wurzeln des Terrors im Nahen Osten, Weinheim 2009 
8 Vgl. Kinzer, Stephen: All the Shahôs Men. An American Coup and the Roots of 
Middle East Terror, New York 2003 
9 Vgl. Nirumand, Bahman: Persien. Modell eines Entwicklungslandes oder die 
Diktatur der freien Welt, Reinbek 1967 

http://de.wikipedia.org/wiki/Schah
http://de.wikipedia.org/wiki/Iranische_Sowjetrepublik
http://de.wikipedia.org/wiki/Reza_Schah_Pahlavi
http://de.wikipedia.org/wiki/Reza_Schah_Pahlavi
http://de.wikipedia.org/wiki/Vereinigtes_K%C3%B6nigreich_von_Gro%C3%9Fbritannien_und_Irland
http://de.wikipedia.org/wiki/Deutschland


10 

ger Sohn Mohammad Reza kam auf den Pfauenthron, 
doch hatte er keinerlei politischen Einfluss. Er wurde 
dominiert von der britischen Botschaft und dem Direk-
torat der anglo-iranischen Ölgesellschaft. Erst im Feb-
ruar 1949 entschloss sich der junge Schah, stärkeren 
Einfluss auf die Regierungsgeschäfte zu nehmen. Doch 
seine harten Maßnahmen und die enge Kooperation 
mit den Briten führten zu immer größeren innenpoliti-
schen Schwierigkeiten und im Iran wuchsen Nationa-
lismus und Unzufriedenheit. Dies führte nicht nur zu 
einem Popularitätsanstieg für die kommunistische Tu-
deh-Partei, sondern verhalf auch dem charismatischen, 
in der Schweiz ausgebildeten iranischen Politiker Mo-
hammad Mossadegh zu nationaler Bedeutung. 
 

 
 

Der iranische Ministerpräsident Mossadegh, aufrecht im Bett über Papieren  
sitzend, in Hemd und Pyjamahose ï es war sein bevorzugter Arbeitsplatz. 

 
Bereits in den 1940er Jahren war er als Führungsmit-
glied des politischen Bündnisses der Nationalen Front 
für die Beendigung der britischen Dominanz und für 
eine stärkere innerpolitische Souveränität des Irans 
tätig. Mit diesem Bündnis wurde er in das iranische 
Parlament gewählt und konnte 1950 sein Mandat 
wahrnehmen. Nach dem Attentat auf Premierminister 
Haj Ali Razmara wurde Mohammad Mossadegh 1951 
von Schah Mohammad Reza Pahlavi zum Nachfolger 
erklärt und durch das Parlament bestätigt. 
 
Mohammad Mossadegh gilt in Iran als geachtete Per-
sönlichkeit und politisches Idol. Geboren um 1882, ist 
er verwandtschaftlich mit der Kadscharen-Dynastie 
verbunden. Diese Verbindung bewirkte, dass er sich 
während der konstitutionellen Revolution gegen die 
parlamentarische Bewegung stellte. So wurde ihm so-
gar eine Verwicklung in das tödliche Attentat auf den 
ersten Premierminister der damals noch jungen konsti-
tutionellen Monarchie Ali Asghar Khan Atabak am 31. 
August 1907 zugeschrieben. Nach Flucht und Exil in 
Europa kehrte er 1914 in den Iran zurück und übte 
erste politische Ämter aus. Als Finanzminister arbeitete 
er unter anderem eng mit dem späteren Schah und da-
maligen Kriegsminister Reza Khan zusammen, gegen 
dessen Einsetzung als Schah er 1925 stimmte. Danach 

zog er sich aus der Politik zurück und bewarb sich erst 
1944 wieder um ein Parlamentsmandat. Nach mehre-
ren missglückten Versuchen, das Amt des Premiermi-
nisters an sich zu ziehen, gelangte er 1950 an die Spit-
ze des parlamentarischen Ausschusses, der sich mit 
Ölfragen beschäftigte. In diesen ging es um eine Neu-
verhandlung der Ölkonzessionen mit den Briten. Vom 
damaligen Nachsteuergewinn von 40 Millionen Briti-
schen Pfund, sahen die Iraner nur etwa sieben Millio-
nen Pfund. 
 
Für Mohammad Mossadegh ging es allerdings weniger 
um das Geld, als um die nationale Souveränität Irans. 
Er verstaatlichte 1951 unter der Regierung Hossein 
Alas und mit Hilfe Ajatollah Abu al Qassem Kachanis 
die iranische Ölindustrie, die Anglo-Iranian Oil Com-
pany. Die Briten, Mehrheitsaktionär, die sich in Ver-
handlungen strikt weigerten, ihre Gewinne aus dem 
Ölgeschäft zur Hälfte mit dem iranischen Staat zu tei-
len, waren natürlich gegen eine Verstaatlichung und 
den Verlust des ertragreichen Ölgeschäfts und sorgten 
für einen Boykott durch fast alle namhaften Ölgesell-
schaften. Die Staatsfinanzen Irans verschlechterten 
sich merklich, da die Einnahmen aus dem Erdölge-
schäft ausfielen. In der Folge kam es zu einer internati-
onalen Krise, der Abadan-Krise, und im Iran zu einer 
Wirtschaftskrise und zum Staatsdefizit. Trotz dieser 
Ereignisse wählte das Parlament Mohammad Mossa-
degh ein weiteres Mal zum Premierminister des Lan-
des. Es war zu Spannungen zwischen dem Schah und 
Mossadegh gekommen, was den Schah veranlasste, 
auf dem Höhepunkt der Krise im August 1953 das Land 
zu verlassen. 
 

 

Die Briten haben die größte Raffinerie der Welt in Abadan am Persischen  
Golf gebaut und riesige Gewinne gescheffelt. Die Anglo-Iranian Oil Company 
betrachtete den Iran nur vorgeblich als Partner. Iraner durften jedoch nicht  

die Bücher der Gesellschaft einsehen. 

 
Da es den Briten nicht gelang, von Mossadegh die 
Aufhebung der Verstaatlichung der Ölgesellschaft zu 
erzwingen und eine militärische Invasion des Landes 
nicht ratsam erschien, wandte sich London Hilfe su-
chend an die Amerikaner. Die Truman-Regierung wies 
jedoch alle Versuche zurück, gemeinsam mit London 
die Nationalisierung der Ölgesellschaft rückgängig zu 

http://de.wikipedia.org/wiki/Abadan-Krise
http://de.wikipedia.org/wiki/Mohammad_Mossadegh
http://de.wikipedia.org/wiki/Mohammad_Mossadegh
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machen. Auch der britische Labourpremierminister 
Attlee mochte sich ï ungeachtet der Ratschläge seines 
Außenministeriums ï auf eine solche Aktion nicht ein-
lassen. Es gab zwar zahlreiche Möglichkeiten der Bri-
ten, zu einem Kompromiss mit Mossadegh zu kommen, 
die Arroganz der Direktoren der Ölgesellschaft verhin-
derte jedoch, dass eine Lösung in London überhaupt 
ernsthaft erörtert wurde. 
 
Nachdem im Oktober 1951 Winston Churchill wieder 
britischer Premierminister wurde und 1953 Dwight D. 
Eisenhower zum amerikanischen Präsidenten gewählt 
worden war, nahmen die Planungen für einen Coup 
Gestalt an. Vor allem Außenminister John Foster 
Dulles und CIA-Direktor Allen Dulles sahen keinen 
anderen Weg, um die Krise im Iran zu lösen. Nach 
Ausweisung aller britischen Diplomaten aus Teheran 
ging die Federführung bei der Planung des Coup an die 
USA über. Es waren die angebliche Gefahr einer kom-
munistischen Machtübernahme im Iran und die erwar-
tete Einmischung der Sowjetunion, welche die Eisen-
hower-Administration davon überzeugten, dass Mos-
sadegh aus dem Weg geschafft werden müsste. 
 
Unter dem Namen ĂOperation Ajaxñ begann der CIA mit 
den Vorbereitungen für den Sturz Mossadeghs. Ange-
führt wurde die Operation vom Archäologen Donald 
Wilber, dem Historiker Kermit Roosevelt (Enkel des 
Präsidenten Theodore Roosevelt) und General Norman 
Schwartzkopf Sr. (dessen gleichnamiger Sohn die Ope-
ration ĂW¿stensturmñ Jahrzehnte später leitete). Mit 
Hilfe eines umfangreichen Netzes iranischer Agenten 
und Provokateure gelang es dem CIA bald, eine zu-
nehmend Mossadegh-feindliche Stimmung in Teheran 
zu erzeugen. Zahlreiche innenpolitische Fehler des 
Premierministers taten ein Übriges, um ihn vielen sei-
ner Anhänger zu entfremden. Vom CIA bezahlte rund 
8.000 Provokateure begannen mit sich rasch auswei-
tenden Anti-Schah-Demonstrationen. Es sollte der Ein-
druck eines kommunistischen Umsturzes und der 
Machtergreifung Mossadeghs entstehen. Am 15. Au-
gust 1953 fand schließlich die Aktion bei Nacht und 
Nebel statt, doch sie scheiterte. Mossadeghs Gefolgs-
leute konnten den Coup und damit die Einsetzung einer 
neuen Regierung vereiteln. Der Schah floh nach Bag-
dad und dann weiter mit British Airways nach Rom. 
 
Doch der CIA gab nicht auf. Nur wenige Tage später 
startete er einen erneuten Putschversuch ï und die 
sich in Sicherheit wiegende Regierung Mossadegh 
wurde überrumpelt. Mossadeghs Haus wurde mit 
Truppen umstellt, er konnte jedoch in letzter Minute 
fliehen. Tage später blieb ihm nichts anderes übrig, als 
sich der neuen Regierung unter General Fazlollah 
Zahedi zu stellen. Der überraschte Schah, der mit die-
ser Entwicklung nicht mehr gerechnet hatte, flog am 
19. August 1953 überstürzt nach Teheran zurück. 
 
Für den Iran bedeutete diese Einmischung der USA 
und Großbritannien von außen das Ende der zaghaften 
Demokratie und Selbstbestimmung, da der Schah wie-
der installiert war und das Land mit harter Hand und mit 
Hilfe des berüchtigten Geheimdienstes SAVAK führte. 
Der Schah erhielt großzügige ausländische Hilfe bei 
der Modernisierung des Militärs und dem Aufbau des 

landesweit gefürchteten Geheimdienstes. Der Reich-
tum durch die neuverteilten Gewinne aus dem Ölge-
schäft blieb dem Schah vorenthalten. Im Land selbst 
herrschte Arbeitslosigkeit, Armut und Hunger.
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Während des nächsten Vierteljahrhunderts regierte er 
mit US-Hilfe, doch verließ er sich zunehmend auf mili-
tärische Machtmittel und herrschte mit wachsender 
Grausamkeit. Die Idee, einen Inlandsnachrichtendienst 
im Iran aufzubauen, entstand ungefähr ein Jahr nach 
dem Sturz Mossadeghs und der ĂOperation Ajaxñ. Bis 
zur Gründung des SAVAK gab es im Iran lediglich ei-
nen militärischen Geheimdienst, der, so die Vorstellung 
von britischen und amerikanischen Geheimdienstex-
perten, durch einen zivilen Nachrichtendienst ergänzt 
werden sollte. Als Vorbild für den Aufbau des SAVAK 
diente der Geheimdienst der Türkei, bei der Inlands- 
und Auslandsgeheimdienst in einer einzigen Behörde 
vereint waren. Nach dem ursprünglichen Konzept sollte 
der SAVAK Informationen sammeln und Berichte zur 
politischen Entscheidungsfindung erstellen. Das Ge-
setz zur Gründung des SAVAK wurde am 20. Januar 
1957 vom Senat und am 20. März 1957 vom Parlament 
verabschiedet. Der SAVAK sollte dem Gesetzestext 
zufolge Ădie Interessen des Staates sch¿tzen und jede 
Verschwörung gegen das öffentliche Interesse verhin-
dernñ. Der Aufbau des Geheimdienstes geschah unter 
maßgeblicher Hilfe des CIA und des israelischen Ge-
heimdienstes Mossad.

11
 

 
Die Inlandsaufklärung des SAVAK infiltrierte nahezu 
alle Oppositionsgruppen im Iran, von der von Mossa-
degh mitbegründeten ĂNationalen Frontñ bis zur kom-
munistischen Tudeh-Partei, von den marxistischen 
Modschahedin-e Chalgh bis zu den Fedajin-e Islam, 
die den schiitischen Geistlichen um Ajatollah Ruhollah 
Chomeini nahe standen. Kleinere Gruppierungen, wie 
die maoistische Union der Iranischen Kommunisten 
(Sarbedaran), oder größere Gruppierungen, wie die 
dem bewaffneten Kampf verpflichteten Terrorgruppen 
der Organisation der Volksfedayin Guerilla Iran, stan-
den unter ständiger Beobachtung. Tausende dieser vor 
allem linken, islamistischen oder marxistisch-islamis-
tischen Regimekritiker wurden verhaftet, verhört, gefol-
tert und, wenn sie in Terroraktivitäten verwickelt waren, 
auch hingerichtet. Amnesty International schätzte 1977 
die Zahl der aus politischen Gründen Inhaftierten im 
Iran auf einige Tausend. Andere Quellen aus der Op-
position sprachen von ï allerdings nicht von unabhän-
gigen Organisationen bestätigten ï 25.000 bis 100.000 
politischen Gefangenen.

12
  

 
Ab 1963 leitete der Schah mit der ĂWeißen Revolutionñ 
umfangreiche wirtschaftliche, politische und soziale 
Reformen ein. Mit den steigenden Öleinnahmen konnte 
ein Industrialisierungsprogramm aufgelegt werden, das 
den Iran in wenigen Jahren von einem Entwicklungs-
land zu einem aufstrebenden Industriestaat machte. 
 

                                                 
10 Vgl. Nirumand, Bahman: Persien. Modell eines Entwicklungslandes oder die 
Diktatur der freien Welt, Reinbek 1967 
11 Vgl. Irnberger, Harald: SAVAK oder der Folterfreund des Westens. Aus den Akten 
des iranischen Geheimdienstes, Reinbek 1977 
12 Fürtig, Henner: Die Islamische Republik Iran, Berlin 1987, S. 60 
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Industrialisierung und gesell-
schaftliche Modernisierung 
führten von Beginn an zu 
Spannungen mit den konser-
vativen Teilen der schiitischen 
Geistlichkeit. Insbesondere 
Ajatollah Chomeini sprach sich 
bereits 1963 gegen das Re-
formprogramm aus. Neben der 
islamistischen Opposition der 
Fedajin-e Islam bildete sich 
eine linke Guerillabewegung 
im Iran, die das Land mit Ăbe-
waffnetem Kampfñ verªndern 
wollte. 
 
Die 1977 erfolgte Liberalisie-
rung der politischen Diskussi-
on durch eine Politik des offe-
nen politischen Raumes führte 
zu gewaltsamen Demonstrati-
onen mit Mord- und Brandan-
schlägen, die das Land in sei-
nen Grundfesten erschütter-
ten. Weder in seinem Umkreis 
noch in Washington wurde erkannt, dass sich unter den 
Augen des Schahs eine immer stärker werdende natio-
nalistisch-fundamentalistische Bewegung etablierte, die 
1979 zur Machtübernahme Chomeinis führen sollte. 
 
Damit hatte der Umsturz im Iran von 1953 verheerende 
Folgen. Der Coup und die nachfolgende Diktatur des 
Schahs führten dazu, dass radikale islamische Grup-
pen immer größeren Einfluss im Iran und in vielen an-
deren Ländern des Nahen Ostens gewannen. Dies 
kulminierte schließlich in der Entstehung der Taliban in 
Afghanistan und den vor allem gegen die USA gerich-
teten terroristischen Aktivitäten Osama Bin Ladins. 
Bereits in den achtziger Jahren setzte Washington alles 
daran, den Einfluss der Ajatollahs im Iran einzu-
schränken.

13
 So scheuten sich die USA nicht, im Ira-

nisch-Irakischen Krieg der achtziger Jahre (Erster Golf-
krieg 1980-1988) ganz auf Saddam Hussein zu setzen, 
und dessen Machtstellung im Irak durch großzügige 
militärische Hilfe zu festigen.  
 
Aber auch für den außenpolitischen Stil der USA hatte 
der Umsturz im Iran negative Folgen. Der in den fünfzi-
ger und sechziger Jahren als überaus erfolgreich an-
gesehene Coup führte in Washington zu der gefährli-
chen Tendenz, außenpolitische Probleme mit Geheim-
dienstmethoden lösen zu wollen. Bereits 1954 war der 
CIA für einen weiteren Putsch verantwortlich ï dieses 
Mal in Guatemala. Coups in Kuba (1959 bis heute), 
Kongo (1960), Brasilien (1964), Indonesien (1965), 
Vietnam (1961 bis 1973), Laos (1961 bis 1973), Kam-
bodscha (1969 bis 1973), Griechenland (1967 bis 
1973), Chile (1973), Afghanistan (1979 bis heute), El 

                                                 
13 Vgl. Wahdat-Hagh, Wahied: Die Islamische Republik Iran. Die Herrschaft des 
politischen Islam als eine Spielart des Totalitarismus. Konfrontation und Kooperation 
im Vorderen Orient, Münster 2003 

 

Salvador, Guatemala, Nicaragua (achtziger Jahre) und 
in vielen anderen Ländern folgten.
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Im Jahr 2000 erklärte James Risen von der New York 
Times: 
 
ĂAls der CIA 1953 die Absetzung des iranischen Minis-
terpräsidenten Mohammad Mossadegh unterstützte, 
um so den Weg für eine 25-jährige Herrschaft Schahs 
Mohammad Reza Pahlavi zu ebnen, wusste der Ge-
heimdienst bereits, dass sein erster Versuch, ein frem-
des Regime zu stürzen, nicht sein letzter sein würde. 
Der CIA, gerade erst sechs Jahre alt und schon tief in 
den Kalten Krieg verwickelt, betrachtete seine konspi-
rative Aktion im Iran als Blaupause für weitere Putsch-
komplotte in aller Welt und gab deshalb eine detaillierte 
Fallchronik in Auftrag, die künftigen Generationen von 
CIA-Agenten als Leitfaden dienen sollte. (...) Im mitun-
ter kuriosen Jargon der Spionagewelt warnt der CIA vor 
den Risiken eines āR¿ckstossesô. Das Wort wird ... seit-
dem als Kürzel für die unbeabsichtigten Folgen ver-
deckter Operationen verwendet.ñ 
 
Im März 2000 hat die unter Präsident Clinton amtieren-
de US-Außenministerin Madeleine Albright zugegeben, 
dass die Administration Eisenhower 1953 im Iran einen 
Regimewechsel organisiert hatte und dass dieses ge-
schichtliche Ereignis die gegenwärtige Feindseligkeit 
der Iraner gegenüber den USA erklärt. Auch Präsident 
Barack Obama hat in seiner Kairoer Rede 2009 offiziell 
eingestanden, dass Ădie USA mitten im Kalten Krieg 
eine Rolle gespielt haben beim Sturz einer demo-
kratisch gewählten iranischen Regierungñ. 

                                                 
14 Vgl. Vidal, Gore: Ewiger Krieg für ewigen Frieden. Wie Amerika den Hass erntet, 
den es gesät hat, Hamburg 2002; Little, Douglas: The CIA and the Cult of Covert 
Action in the Middle East, in: Diplomatic History, November 2004 

Ruhollah Chomeini (1902ï1989) war Ende der 1970er Jahre der politische und spirituelle  
Führer der Islamischen Revolution im Iran. 

(Bild: Revolutionsführer Chomeini bei seiner Rückkehr aus dem Exil am 1. Februar 1979) 
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Die Islamische Revolution 
 
Durch Armee und Geheimdienst gestützt, bildete sich 
die Regentschaft des Schahs in den sechziger Jahren 
immer mehr zur Despotie aus. Zwar erlebte der Iran 
gegen Ende der sechziger Jahre ein starkes Wirt-
schaftswachstum, das durch Öleinnahmen und auslän-
dische Investitionen zustande kam, aber soziale Span-
nungen blieben nicht aus, da in gleichem Maße Korrup-
tion und Preise für Grundnahrungsmittel zunahmen. Mit 
der ĂWeiÇen Revolutionñ versuchte Schah Reza eine 
Verbesserung der ländlichen Verhältnisse zu erreichen 
und die Industrialisierung zu fördern. Ebenso setzte er 
sich die Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau 
zum Ziel, was aber bei den islamischen Geistlichen auf 
heftigen Widerstand stieß. 
 
Trotz der Reformmaßnahmen entfremdete sich der 
Schah in den Sechzigern und Siebzigern immer mehr 
von seinem Volk, ohne dies wirklich wahrzunehmen. 
Für die Feiern zum 2500-jährigen Bestehen der irani-
schen Monarchie in Persepolis 1971 wurden über 200 
Millionen US-Dollar verschwendet. Von Wirtschafts-
wachstum und Landreform profitierte nur ein geringer 
Teil der Bevölkerung und die Verwestlichung des Iran 
verprellte viele Gläubige und die Geistlichkeit. Die Ur-
sache der Revolution war also die politische, soziale 
und wirtschaftliche Krisensituation, und das religiöse 
Moment trat dann zwangsläufig in den Vordergrund. 
 
Das Bild der Islamischen Revolution erweckt den fal-
schen Eindruck, dass der schiitische Glauben und sei-
ne Vertreter im Iran seit jeher eine aktive politische und 
revolutionäre Rolle gespielt haben. Tatsächlich ist die 
Zwölferschia traditionell unpolitisch und die Geistlichen 
haben sich mit wenigen Ausnahmen von der Tagespoli-
tik ferngehalten. Erst die beiden Intellektuellen Dschalal 
Al-e Ahmad (1923-1969) und sein Schüler Ali Schariôati 
(1933-1977) transformierten die traditionelle Schia zu 
einer Revolutionsideologie. Ihr einendes Element war 
die Despotie des Schahs und dessen Nacheifern des 
Westens. Die Religion sahen sie als einzigen kulturel-
len Wert, der noch nicht von westlichen Ideen befallen 
war und den es aktiv zu verteidigen galt. 
 
Die Islamische Revolution ist unweigerlich mit der Per-
son Ajatollah Ruhollah Chomeini (1902-1989) verbun-
den. Im Jahr 1963 trat Chomeini erstmals in der Öffent-
lichkeit gegen den Schah auf. Als Reaktion auf seine 
Proteste wurde er 1964 ins Exil in die Türkei geschickt 
und ließ sich 1965 in Nadschaf im Irak nieder. Von dort 
aus predigte er weiter gegen den Schah und verbreite-
te seine Predigten per Tonbandkassetten in Iran. 1978 
wurde er aus dem Irak ausgewiesen und ließ sich in 
Neauphle-le-Château bei Paris nieder. Dort setzte er 
seine Propagandatätigkeit fort und erfuhr nun auch 
internationale Aufmerksamkeit. Chomeini gelang es, 
eine Massenprotestbewegung gegen den Schah her-
vorzurufen, die das ganze Spektrum der Opposition 
vereinte. Von Linken, Intellektuellen, bis zur radikalen 
Geistlichkeit vereinten sich alle in der Hoffnung auf 
einen Sturz des Schahs. Chomeini schaffte es, sich als 
Integrationsfigur darzustellen, die sich nach der Revo-
lution wieder in die Moschee zurückzieht und keine 
Regierung anstrebt. 

Der eigentliche Auslöser der revolutionären Ereignisse 
war ein am 7. Januar 1979 erschienener Zeitungsarti-
kel in der von der iranischen Regierung kontrollierten 
Presse, in dem Chomeini stark verunglimpft wurde. Die 
daraufhin folgenden Proteste theologischer Studenten 
wurden blutig niedergeschlagen. Der blutige Kreislauf 
von Demonstration und Niederschlagungen durch Poli-
zei und Militär wiederholte sich mehrfach. Nachdem die 
Regierungschefs Giscard dôEstaing, Jimmy Carter, 
James Callaghan und Helmut Schmidt auf der Konfe-
renz von Guadeloupe im Januar 1979 beschlossen 
hatten, den Schah nicht mehr zu unterstützen, verließ 
dieser den Iran. Am 1. Februar 1979 kehrte Chomeini 
aus dem Pariser Exil nach Teheran zurück, löste die 
zivile Übergangsregierung auf und bildete eine proviso-
rische Revolutionsregierung. Die Revolution war zu 
Ende.

15
 Am 4. November 1979 wurden 52 US-Diploma-

ten mit Zustimmung von Ajatollah Chomeini 444 Tage 
in der amerikanischen Botschaft in Teheran in Geisel-
haft genommen. Versuche der US-Regierung, die Gei-
selnahme militärisch zu beenden, scheiterten kläglich. 
 
 
Die Islamische Republik 
 
Am 1. April 1979 wurde die Republik offiziell ausgeru-
fen und Anfang Dezember eine entsprechende Verfas-
sung durch eine Volksabstimmung angenommen. Die 
Rolle der tatsächlich politische Herrschaft ausübenden 
Geistlichkeit sowie das Amt des obersten Geistlichen 
und politischen Führers Chomeinis war unter den kon-
servativen Geistlichen höchst umstritten. 
 
Kurze Zeit nach dem Umsturz und der Einführung der 
Republik traten die unterschiedlichen Interessen der 
Gruppierungen der Revolution wieder zu Tage. Dabei 
gelang es Chomeini, die gemäßigtere Opposition aus-
zuschalten und seine Vorstellungen eines Gottesstaa-
tes zu verwirklichen. Eine der radikaleren Oppositions-
gruppen, die Volksmudschaheddin, sorgten in den 
1980er Jahren immer wieder für Terroranschläge und 
lieferten somit der Regierung einen Vorwand im Zuge 
der Sicherung der Revolution eine Verfolgungswelle zu 
starten, der mehrere tausende Andersdenkende jegli-
cher Richtung zum Opfer fielen.

16
 Proteste und De-

monstrationen waren damit bis zu dem Tod Chomeinis 
quasi unmöglich. 
 
 

                                                 
15 Vgl. Ploetz, Michael/Szatkowski, Tim (Hrsg.): Akten zur Auswärtigen Politik der 
Bundesrepublik Deutschland 1979. Band I: Januar bis 30. Juni 1979, München 2010, 
S. 23 ff., S. 83 f. 
16 Nach dem Scheitern der jüngsten Verhandlungsrunde im Atomstreit mit dem Iran 
hat sich bei beteiligten EU-Mitgliedstaaten Ratlosigkeit über das weitere Vorgehen 
breit gemacht. Doch zur Verhandlungsstrategie gibt es nur die Alternative des 
militärischen Eingreifens, und dafür wäre ein Konsens kaum zu finden. Umso mehr 
versucht die iranische Oppositionsgruppe der Volksmudschaheddin, sich als Ădritten 
Wegñ ins Spiel zu bringen. Weder sinn- und ergebnislose Verhandlungen noch eine 
militärische Invasion mit unabsehbaren Risiken, sondern die Destabilisierung des 
Mullah-Regimes von innen heraus. Den Volksmudschaheddin steht jedoch der 
Umstand im Weg, dass die USA sie immer noch als terroristische Organisation 
aufführen. Dies hindert sie daran, wirksam auftreten und sich organisieren zu 
können. Die EU beschloss, auch unter dem Zwang verschiedener Gerichtsurteile, 
die Organisation von ihrer Terrorliste zu streichen. Nun versuchen die Volksmud-
schaheddin, das Gleiche auch in den USA zu erreichen. Denn heute sind ihre 
Guthaben in den USA eingefroren, sie können dort keine Spenden sammeln und 
ihre Anhänger in Amerika riskieren, strafrechtlich verfolgt zu werden.  
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Nach der Niederschlagung der Opposition versuchte 
die iranische Geistlichkeit die Kultur des Irans zu isla-
misieren. Alkohol wurde verboten, der Schleier für 
Frauen wieder zur Pflicht gemacht, das Strafrecht nach 
dem islamischen Religionsgesetz, der Scharia, einge-
führt und Schulbücher umgeschrieben. 
 
1980 begann mit dem Angriff des Iraks auf den Iran, 
was mit der Hoffnung verbunden war, Schatt al-Arab 
und die südlichen Ölquellen für den Irak zu gewinnen, 
der Irakisch-Iranische Krieg (Erster Golfkrieg). Der 
Krieg sollte acht Jahre dauern und forderte über eine 
Million Opfer. Für die Regierung diente er außerdem 
dazu, die Repressionen weiter zu steigern, indem man 
auf einen gemeinsamen äußeren Feind verwies. Der 
Krieg hätte bereits einige Jahre vor dem offiziellen En-
de beendet werden können, als iranische Kräfte die 
irakische Armee über die Grenze zurückgeschlagen 
hatten, doch Chomeini befahl eine Weiterführung des 
Krieges bis 1988. Dies hinterließ bei vielen Iranern 
einen bitteren Nachgeschmack, da tausende Iraner 
vergeblich auf dem Schlachtfeld gefallen waren. Au-
ßenpolitisch war der Iran seit der Besetzung der ameri-
kanischen Botschaft in Teheran durch iranische De-
monstranten isoliert. Verstärkt wurde die Isolierung 
durch die Propaganda Chomeinis gegenüber Israel, 
dessen Vernichtung er regelmäßig in seinen Reden 
gefordert hatte. 
 

Nach dem Tod Chomeinis im Jahr 1989 übernahm 
Rafsandschani das Amt des Staatspräsidenten und 
Ajatollah Chamenei das des Revolutionsführers. Raf-
sandschani versuchte mit einer leichten Öffnung ge-
genüber dem Ausland Investitionen ins Land zu holen, 
um die schwächelnde iranische Wirtschaft zu fördern. 
Doch aufgrund mangelnden Vertrauens in die islami-
sche Regierung blieben langfristige Investitionen aus.  
 
Mitte der 1990er Jahre verstärkte die konservative 
Fraktion erneut ihren Druck und Lockerungen in der 
Pressezensur wurden zurückgenommen, Zeitungsre-
dakteure verhaftet oder ausgewiesen. Auch unter dem 
liberalen Staatspräsidenten Khatami dauerten die Aus-
einandersetzungen zwischen Reformern und Konser-
vativen weiter an. 
 
Seit 2005 amtiert Ahmadinedschad als iranischer 
Staatspräsident. Er trat mit dem Versprechen an, die 
sozialen Probleme zu lösen, Brot und Arbeit für alle zu 
beschaffen und konnte somit vor allem die Stimmen 
der armen Schichten für sich gewinnen. Bislang aller-
dings konnte er die Versprechen nicht einhalten. Die 
Schere zwischen Arm und Reich geht weiter auseinan-
der, die Inflation und somit die Preise für Grundnah-
rungsmittel, Strom und Wasser steigen stetig, das Ben-
zin wird rationiert. 
 
 

Der Spiegel 26/2009, S. 98 
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Politisches System und Machtstrukturen 
im Iran 

 
Die Islamische Republik Iran besteht seit dem 1. April 
1979. Damals gelang es einer von Ajatollah Chomeini 
angeführten Bewegung, den Schah zu stürzen und die 
Islamische Republik auszurufen. Der Arroganz und 
Unterdrückung seitens des Establishments entgegen-
zutreten, war einer der wichtigsten ideologischen Pfei-
ler der Islamischen Revolution. Der Slogan schlägt nun 
auf die zurück, die ihn erfunden haben, denn die Oppo-
sition heute glaubt an dieselbe Utopie, von der drei 
Jahrzehnte zuvor ihre Mütter und Väter inspiriert wur-
den: die Utopie der Gerechtigkeit. Sie glauben, dass 
Veränderungen möglich sind und dass sie nicht um-
sonst demonstrieren. Und doch unterscheidet sich die 
heutige Situation im Iran grundlegend von der in den 
Jahren 1978 bis 1979. Zum einen ist die politische Zu-
sammensetzung der Islamischen Republik sehr viel 
komplexer als die der Monarchie mit dem Schah als 
Oberhaupt, die völlig von dieser Führerfigur abhing. Als 
er das Land fluchtartig verließ, brach das ganze Sys-
tem zusammen. Zum anderen ist die Islamische Re-
publik keine Ein-Mann-Diktatur und auch kein einheitli-
ches Staatswesen, das einer politisch einigen Gesell-
schaft entgegentritt. Das politische System vereint in 
sich demokratische und theokratische Elemente und 
beruht auf den Ideen und Ausarbeitungen Chomeinis. 
So gilt das Herrschaftssystem zwar als Republik, aber 
es beruht auf der Idee des Ăvelayat-e faqihñ, der Stell-
vertreterherrschaft der Religionsgelehrten bis zur Wie-
derkehr des Ăverborgenen Imamsñ der Schiiten.

17
 

 
 
Oberster Religions- und Revolutionsführer, Obers-
ter Rechtsgelehrter 
 
Der postrevolutionäre Iran ist zutiefst ideologisch und 
zum großen Teil das Produkt der Denkweise des Füh-
rers der Islamischen Revolution, Ajatollah Chomeini. 
Die Rolle der Religion in der Republik sowie die des 
Revolutionsführers sind originäre Überlegungen von 
ihm. Sie resultieren aus seiner unorthodoxen Ausle-
gung des schiitischen Glaubens im Hinblick auf das 
Verhältnis von Religion und Staat in einem islamischen 
Land. Bezug nehmend auf die anerkannten schiitischen 
Traditionen und Praktiken äußerte sich Chomeini zur 
Rolle f¿hrender Kleriker als oberste Hirten ihrer ĂHerdeñ 
und führte dieses Konzept noch einen Schritt weiter. Er 
argumentierte, dass im islamischen Staat das gelehr-
teste und anerkannteste Mitglied des Klerus als 
ĂRechtsgelehrterñ agieren sollte. Deshalb gibt es heute 
einen Obersten Rechtsgelehrten (Faqih), der höchste 
Entscheidungsbefugnis im Festlegen der Leitlinien der 
iranischen Innen- und Außenpolitik hat. Im Laufe der 
Jahre hat sich der geistliche Führer zur Quelle politi-
scher Autorität im Land entwickelt. 

                                                 
17 Die Mehrheit der Schiiten glaubt, der 874 verschwundene zwölfte Imam, rechtmä-
ßiger Führer aus der Nachkommenschaft des Kalifen Ali, des Schwiegersohn des 
Propheten, sei nicht tot, sondern Ăentr¿cktñ. Revolutionsführer Ajatollah Chomeini 
führte die (von anderen Ajatollahs bestrittene) Vorstellung ein, bis zu Wiederkehr 
dieses Ăverborgenen Imamsñ sei der Ăoberste Korangelehrteñ der Schiiten sein 
irdischer Stellvertreter, mit unbeschränkter Machtbefugnis. Vgl. auch Shirazi, As-
ghar: Die Widersprüche in der Verfassung der Islamischen Republik, Berlin 1992 

Dem Obersten Religionsführer verleiht die Verfassung 
damit Machtbefugnisse, die kein Diktator genießt: Sein 
Wort gilt als das Wort Gottes, wer ihm widerspricht, 
lehnt sich gegen Gott auf und muss mit den höchsten 
Strafen rechnen. Er wird nicht gewählt, sondern nach 
den Worten des Parlamentsvorsitzenden Nateq Nuri 
Ăvon den Experten entdeckt auf Grund einer Botschaft, 
die Gott ihnen sendetñ. Der Oberste Religionsführer ist 
seit dem Tode Ajatollah Chomeinis am 3. Juni 1989 
Ajatollah Sayed Ali Chamenei, ehemaliger Staatspräsi-
dent des Iran. Er steht als Stellvertreter Gottes auf Er-
den auch an der Spitze des iranischen Staates.

18
 Der 

Oberste Führer hat die Macht, das Parlament aufzu-
lösen und den Präsidenten zu entlassen, er ernennt 
den höchsten Richter im Land, und er ist der Ober-
kommandierende der Streitkräfte (und entscheidet über 
deren Einsatz), der Revolutionsgarden und der Polizei. 
Außerdem ernennt er die Imame aller Freitags-
moscheen (in denen auch gepredigt wird) der großen 
Städte und wirkt damit als Oberaufseher über die irani-
sche Geistlichkeit. Ebenso wählt und entlässt er Mit-
glieder des Wächterrates, ernennt den Obersten Rich-
ter und den Direktor des Medienrates. Darüber hinaus 
ist er befugt, den Generalstabschef, den Oberkom-
mandierenden der Islamischen Revolutionswächter und 
den Oberkommandierenden der Armee und der Polizei 
zu berufen und abzusetzen. Der Revolutionsführer auf 
Lebenszeit steht über der Judikative, Legislative und 
Exekutive. Er kontrolliert auch die religiösen Stiftungen, 
die einen Großteil der nationalen Wirtschaft verwalten. 
Der Apparat, der ihm im ganzen Land zur Verfügung 
steht, ist gleichsam eine Parallelregierung. 
 
Chamenei ist unter den Geistlichen in Iran nicht unum-
stritten, da, um ihn seinerzeit ins Amt zu bringen, die 
Verfassung geändert werden musste. Sein geistlicher 
Titel reichte nicht aus und er musste aufgewertet wer-
den, um die Führung des Landes übernehmen zu kön-
nen. Vom Standpunkt einer religiösen Hierarchie gese-
hen gibt es höhere geistliche Autoritäten in Iran als 
Chamenei. Obwohl er als Oberster Religionsführer an 
der Spitze des iranischen Staates steht, ist er nicht der 
am höchsten angesehene Religionsgelehrte im Land. 
 
 
Wächterrat (Schura-ye Negahban-e Ghanun-e Asasi) 
 
Der Wächterrat spielt bei der Politikgestaltung eine 
weniger direkte Rolle als das Parlament. Seine Aufga-
be ist es, zu prüfen, ob Wahlkandidaten für ihr Amt 
geeignet sind. Dabei spricht er häufig der großen 
Mehrheit der Bewerber in Präsidentschafts- und Parla-
mentswahlen die Eignung ab. Weiterhin hat er die Auf-
gabe, darüber zu wachen, dass die im Parlament ver-
abschiedeten Gesetze sowie politische Initiativen der 
Regierung in Einklang mit der Verfassung stehen. Der 
aus zwölf Mitgliedern (sechs Kleriker und sechs Juris-
ten, die für die Dauer von sechs Jahren gewählt wer-
den) bestehende Wächterrat ist Teil der Regierung. 

                                                 
18 Artikel 5 der iranischen Verfassung besagt, dass nur aufgrund der Verborgenheit 
des zwölften Imams die allgemeine Sachverwaltung und die Führung der Gemein-
schaft bei einem Rechtsgelehrten zu liegen haben ï als bestem Kenner der islami-
schen Gesetze und damit gerechtestem Staatsführer.  
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Durch sein umfassendes Vetorecht stellt er die wich-
tigste Institution zur Einflussnahme des Obersten 
Rechtsgelehrten dar. Der Rat prüft Gesetze und Per-
sonen auf Übereinstimmung mit den Prinzipien des 
Islam sowie auf Konformität mit der Verfassung. Dabei 
werden die sechs Geistlichen im Rat vom Obersten 
Rechtsgelehrten ernannt, wohingegen die sechs Juris-
ten vom Parlament gewählt werden. Diese müssen 
vorher aber vom Obersten Richter vorgeschlagen und 
genehmigt werden. Ein zentrales Beobachtungsgremi-
um, vom Wächterrat ernannt, überwacht alle Wahlpro-
zesse und gibt das Wahlergebnis bekannt. Der Wäch-
terrat wählt ferner den Expertenrat. 
 
 
Expertenrat (Madschles-e Chobregan-e rahbari) 
 
Der Expertenrat, das Gremium von Religionsgelehrten, 
ist ein Verfassungsorgan der Islamischen Republik Iran 
und gilt als das mächtigste der verschiedenen Gremien 
im iranischen Machtgefüge, weil es mit der Überwa-
chung und der Wahl des Revolutionsführers betraut ist. 
Die 86 Mitglieder des Expertenrates werden vom 
Wächterrat auf ihre Übereinstimmung mit der irani-
schen Verfassung und den islamischen Lehren über-
prüft, zur Wahl zugelassen und alle acht Jahre vom 
Volk gewählt. Theoretisch kann der Expertenrat den 
Obersten Religionsführer wegen Missachtung seiner 
Pflichten in der Amtsführung oder im Krankheitsfalle 
seines Amtes entheben. Rein praktisch gesehen ist 
solch ein Vorgang aber sehr unwahrscheinlich, da der 
Revolutionsführer die Hälfte des Wächterrats bestimmt 
und dieser die Vorauswahl der Kandidaten des Exper-
tenrates vornimmt. Unter den aktuellen Mitgliedern 
finden sich nur geistliche Würdenträger.

19
 

 
 
Staatspräsident und Regierungschef 
 
Der Staatspräsident leitet die Regierung des Landes. 
Er wird alle vier Jahre direkt vom Volk aus allen vom 
Wächterrat zugelassenen Kandidaten gewählt und darf 
maximal zwei aufeinander folgende Legislaturperioden 
im Amt verbleiben. Die Präsidentschaftswahlen finden 
stets zwei Jahre versetzt zu den Parlamentswahlen 
statt. In jeder Legislaturperiode werden 10 bis 12 Vize-
präsidenten ernannt, die jeweils für verschiedene Res-
sorts zuständig sind. Der erste Vizepräsident vertritt 
den Staatspräsidenten und leitet bei dessen Abwesen-
heit die Regierungsgeschäfte. Präsident im Iran ist seit 
2005 Mahmud Ahmadinedschad, früherer Bürgermeis-
ter von Teheran. Er löste damals den moderaten Mo-
hammed Khatami ab. Ahmadinedschad wurde bei den 
Präsidentschaftswahlen 2009 im Amt bestätigt, ein 
Ergebnis, das von der Opposition massiv angezweifelt 
wurde und zur ĂGr¿nen Revolutionñ f¿hrte. Ahmadined-
schad galt als ĂMann der kleinen Leuteñ, da er diesen 
Verbesserungen ihrer Lebensumstände und Reformen 
versprach und sich so vor allem die Stimmen der Un-

                                                 
19 Am 8. März 2011 wurde der 80 Jahre alte Ajatollah Mohammed Reza Mahdavi 
Kani zu seinem Vorsitzenden gewählt. Iranische Medien berichteten, Ajatollah Akbar 
Haschemi Rafsandschani, der den Rat seit 2007 präsentierte, habe auf eine Kandi-
datur verzichtet. Damit wurde einer der einst mächtigsten Männer der Islamischen 
Republik (er war von 1989 bis 1997 iranischer Präsident und gilt als der angeblich 
reichste Mann im Lande) vom Regime ausgestoßen.  

terschicht im Süden Teherans und auf dem Land si-
chern konnte. Als Holocaustleugner und radikaler Isra-
elgegner sorgt Ahmadinedschad auf der außenpoliti-
schen Bühne immer wieder für Besorgnis.

20
 Er ist ein 

Verfechter des iranischen Atomprogramms und ehema-
liges Mitglied der Revolutionsgarden. 
 
 
Parlament (Madschles) 
 
Obwohl es der Legislative verfassungsrechtlich unter-
sagt ist, in politische Gestaltungsprozesse der Exekuti-
ve einzugreifen, werden politische Fragen gleichwohl 
auch im Parlament diskutiert. Die Abgeordneten äu-
ßern sich häufig zu einer Vielzahl unterschiedlicher 
Themen. Sie sind berechtigt, von Ministern detaillierte 
Stellungnahmen zu Fragen der Innen- und Außenpolitik 
einzufordern. Zudem ist die Regierung dazu verpflich-
tet, die Zustimmung des Parlamentes einzuholen, be-
vor sie jegliche Ăinternationale Verträge, Absichtserklä-
rungen, Vereinbarungen und ¦bereinkommenñ mit 
anderen Staaten oder Parteien unterzeichnet. Der Ein-
fluss des Parlaments reicht so weit, dass es die Aus-
gaben und Verbindlichkeiten im nationalen Jahres-
budget der Regierung festlegt. 
 
Die Parlamentarier können durch ihre Reden, Inter-
views und Artikel in der nationalen Presse auf die öf-
fentliche Meinung einwirken. Dies sind die traditio-
nellen Methoden, um die Exekutive unter Druck zu 
setzen, eine bestimmte Maßnahme zu überarbeiten 
oder weiterzuverfolgen und erklärt teilweise die er-
staunlich offene Natur der politischen Debatte im irani-
schen Parlament. Da das Parlament außerdem dem 
Kabinett des Präsidenten sein Vertrauen aussprechen 
muss, hat es eine entscheidende Stimme bei der Re-
gierungsbildung. Die Abgeordneten des Parlaments 
werden für zwei Jahre gewählt.  
 
 
Oberhaupt des Justizsystems ï Oberster Richter 
 
Das Oberhaupt des Justizsystems wird für fünf Jahre 
vom Obersten Religionsführer ernannt. Der Oberste 
Richter ist Mitglied des Sicherheitsrates und ernennt im 
Zusammenwirken mit dem Parlament die sechs Juris-
ten des Wächterrates. 
 
 
Rat der Erkenntnis der Staatsinteressen ï Schlich-
tungsrat 
 
Die Aufgabe dieser Institution war die Schlichtung von 
Konflikten zwischen dem Wächterrat und dem Parla-
ment. Seit 2005 hat dieser Rat neue Vollmachten be-
kommen. Zu seinen Aufgaben gehören die Festlegung 
der allgemeinen politischen Ausrichtung des Systems 
und die Entwicklung von Strategien für die Zukunft. 

                                                 
20 Anlässlich der jährlichen Al-Quds-Kundgebung, die zur ĂBefreiungñ Jerusalems 
aufruft, hat Präsident Ahmadinedschad am 26.8.2011 in Teheran den Holocaust 
wieder als ĂgroÇe L¿geñ bezeichnet: ĂDas zionistische Regime basiert auf vielen 
Enttäuschungen und Lügen, eine von ihnen war der Holocaust.ñ Vgl. SZ vom 
27.8.2011: Holocaust eine Lüge  
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Pasdaran (Revolutionswächter)
21

 
 
Die Iranischen Revolutionsgarden der Pas-
daran (Islamic Revolutionary Guard Corps = 
IRGC) wurden von Chomeini 1979 geschaf-
fen. Laut Artikel 150 der iranischen Verfas-
sung ist die Aufgabe der Pasdaran, Ădie 
Islamische Revolution, die Sicherheit und 
die öffentliche Ordnung zu bewahrenñ. Die 
Revolutionsgarden bestehen schätzungs-
weise aus 125.000 Mitgliedern und kontrol-
lieren auch die Bassidschi-Milizen.  
 
Die Pasdaran haben mit der Rückende-
ckung des Religionsführers Chamenei wich-
tige Positionen in der iranischen Wirtschaft 
übernommen. Sie kontrollieren verdeckt 
große Teile des Öl- und Gasgeschäfts, so 
dass sich ihr jährlicher Profit auf fünf Milliar-
den Dollar belaufen soll.

22
 Die Ghorb genannte Unter-

nehmensgruppe koordiniert die Aktivitäten von angeb-
lich mehr als 800 Firmen, die den Pasdaran unterste-
hen. Dabei handelt es sich um Firmen, die in der Waf-
fenproduktion, bei Bau- und Entwicklungsprojekten, im 
Finanzwesen und im Internet- und Telekommunikati-
onsbereich aktiv sind. So erhalten Firmen dieser Un-
ternehmensgruppe gelegentlich den Zuschlag für 
Großprojekte (beispielsweise den Bau einer 600 km 
langen Ölpipeline nach Indien im Juni 2009) ohne vor-
herige Ausschreibung.  
 
13 der 21 Ministerien, darunter die Schlüsselressorts 
für Inneres, Verteidigung, Geheimdienste und Erdöl, 
sind mit Pasdaran besetzt. Mehr als 100 der 290 Mit-
glieder des iranischen Parlaments und fast alle Pro-
vinzgouverneure kommen aus ihren Reihen. Ebenso 
wird das iranische Atomprogramm von einem hochran-
gigen Offizier der Pasdaran geleitet. 
 
 
Aktuelle Entwicklungen 
 
Seit den Protestdemonstrationen gegen die Präsident-
schaftswahl 2009 spielen die Pasdaran eine zentrale 
Rolle in der Unterdrückung und Verfolgung der Opposi-
tion. Zusammen mit den Bassidschi, den sogenannten 
Freiwilligen der Revolution, haben sie die Menschen 
mit allen Mitteln angegriffen. Die iranische Friedensno-
belpreisträgerin Shirin Ebadi erklärte in einem Ge-
spräch auf die Frage, warum die Pasdaran bereit wa-
ren, auf das Volk zu schießen: ĂAus wirtschaftlichem 
Interesse. Die gesamte Wirtschaft des Landes liegt in 
den Händen der Pasdaran. Auch die Erdölförderung 
und -produktion, die Kommunikation ï einfach alles. 
Sie wollten ihre Pfründe schützen.ñ

23
 Der iranische 

Staat ist dabei, von den Revolutionswächtern vollstän-
dig usurpiert zu werden. Was der herrschenden Clique 
um den ehemaligen Gardisten Ahmadinedschad mit 
der schleichenden Eroberung ganzer Bereiche der 
iranischen Volkswirtschaft durch die Vergabe von Pri-

                                                 
21 Vgl. Hosseini, Said: Die Partei der Kasernen ï Der Aufstieg der Wächterarmee, in: 
Blätter für deutsche und internationale Politik, 8/2009, S. 80-88 
22 Vgl. Der Spiegel 7/2010, S. 90 
23 Vgl. Das Volk wird die Geduld verlieren, in: Die Zeit Nr. 12 vom 17.03.2011, S. 11 

 

vatisierungsaufträgen an IRGC-Mitglieder auf ökonomi-
scher Ebene gelungen ist, findet seit 2003 in der Politik 
seine Fortsetzung. Die nationale wie die kommunale 
Politik im Land dominieren die nun zunehmend auch zu 
Berufspolitikern mutierenden Revolutionsgardisten.  
 
Aus der Sicht der iranischen Politologen Roozbeh 
Safshekan und Farzan Sabet kommt dieser Wandel ï 
erst recht seit der offensichtlich manipulierten Wieder-
wahl zum Präsidenten im Juni 2009 ï einen Staats-
streich gleich.

24
 Diese aufstrebende Truppe der Neo-

Konservativen hat den einst führenden Konservativen, 
einschließlich der Reformorientierten unter ihnen, den 
Kampf angesagt. Konnten Teile der Justiz und der Si-
cherheitskräfte bis vor einigen Jahren noch auf ihre 
Unabhängigkeit pochen und sich dem Machtwillen der 
Revolutionswächter widersetzen, so ist heute die Lage 
gänzlich anders. Besonders seit Ahmadinedschads 
Bestätigung im Präsidentenamt 2009 findet eine Flur-
bereinigung statt. Sie betrifft insbesondere das Militär 
und die Geheimdienste.  
 
Die Herrschaft der Mullahs ist ein geschlossenes politi-
sches System, das die Feindschaft zu den USA für sein 
politisches Überleben braucht. Dies zeigt ein Blick in 
die Verfassung der Islamischen Republik, dort ist Anti-
Amerikanismus festgeschrieben. Dem entgegen steht 
eine offene Gesellschaft, die vom Phänomen Amerika 
fasziniert ist und sich eine Zäsur in den iranisch-
amerikanischen Beziehungen herbeiwünscht.

25
 Es 

wªre dies eine Zªsur, welche den Ăwahrenñ Iran in eine 
friedliche und prosperierende Zukunft führen könnte. 
Die Diskrepanz zwischen Schein und Sein könnte nicht 
größer sein. In keinem anderen Land der Welt gehen 
autoritäre Propaganda und gelebte Wirklichkeit der 
Zivilgesellschaft solch getrennte Wege. Es gibt einen 
Iran der Machthaber, und es gibt den Ăwahrenñ Iran ï 
ein Land, das eine Zivilgesellschaft darstellt und gerade 
zum Verhältnis zu den USA eine eigene Meinung hat. 
Da ist vom Wunsch nach Freundschaft und Gemein-
samkeit, nach einem echten Dialog die Rede. 

                                                 
24 Vgl. The Ayatollahôs Praetorians: The Islamic Revolutionary Guard Corps and the 
2009 Election Crisis, in: Middle East Journal, Jg. 64, Heft 4, Washington 2010 
25 Vgl. Lewis, Bernard (Hrsg.): The End of Modern History in the Middle East, San-
ford, USA 2011 

Soldaten der Iranischen Revolutionsgarden paradieren mit wehenden Fahnen auf ihren  
Schnellbooten. 
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Iranischer Terror 

 
Heute werden verschiedene terroristische islamische 
Gruppen in Verbindung mit der Islamischen Republik 
Iran in Verbindung gebracht. Darüber hinaus scheint es 
bewiesen, dass bestimmte Staatsorgane der iranischen 
Führung an Terroraktionen gegen westliche Ziele im 
Ausland und gezielten Tötungsaktionen an iranischen 
Dissidenten innerhalb der letzten 30 Jahre beteiligt 
gewesen sind. 
 
 
Islamische Revolution im Iran und Staatsterror 
 
Die Anfänge dieser Bemühungen sind in der Iranischen 
Revolution zu suchen, die bereits mit massiven Protes-
ten gegen das Schah-Regime im Winter 1978 ihren 
Anfang nahm und durch die Rückkehr Ajatollah 
Chomeinis im Februar 1979 ihre volle Dynamik entfal-
tete. Verlief diese Revolution zunächst noch weitestge-
hend friedlich, wurde die iranische Gesellschaft nach 
dem Sturz des Schahs von einer Welle der Gewalt und 
des Terrors überrollt. Die vom Großajatollah Chomeini 
propagierte Ideologie eines islamischen Gottesstaates 
richtete sich gegen alles, was dem verhassten Schah-
Regime nahestand, gegen westliche Einflüsse und im 
Grunde genommen gegen alle Bevölkerungsgruppen, 
die nicht mit dem Bild einer konservativ islamischen 
Gesellschaft vereinbar waren. 
 
Die Gewalt richtete sich gegen das verwestlichte Bür-
gertum, gegen Homosexuelle, religiöse (Christen, Ju-
den, Bahaôi) und ethnische Minderheiten wie Kurden.

26
 

Ähnlich der Roten Garden während der chinesischen 
Kulturrevolution gingen organisierte Schlägertrupps aus 
Jugendlichen gegen die eigene Bevölkerung und vor-
nehmlich gegen Orte, die mit der konservativen islami-
schen Ideologie nicht zu vereinbaren waren, wie z.B. 
Musik- oder Tanzlokale, Kinos etc., vor, da diese in 
ihren Augen den ebenso verhassten westlichen Le-
bensstil repräsentierten. Auch Privatwohnungen wur-
den nach Musikinstrumenten, Schallplatten etc. durch-
sucht. 
 
Diese Maßnahmen weiteten sich auch auf die gestürz-
ten Vertreter des alten Regimes aus, die sich mit ihrer 
Zugehörigkeit zur ehemaligen Regierung und ihrer 
Tätigkeit unter dem Schah in den Augen der neuen 
islamischen Revolutionäre an Gott versündigt hatten. 
Mit dieser Legitimation wurden ehemalige Spitzenpoliti-
ker, Generäle der Armee und Offiziere des SAVAK, des 
damals noch existierenden Nachrichtendienstes des 
Iran, in großer Zahl hingerichtet. 
 
 
ĂExportñ des Terrors nach Europa 
 
Diejenigen iranischen Staatsbürger, denen die Flucht 
vor den neuen Machthabern, unter anderem nach Eu-
ropa, gelungen war, wurden aufgefordert zurückzukeh-
ren, um vor einem islamischen Gericht verurteilt zu 
werden. Da diese Aufforderung an die Dissidenten 
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verständlicherweise nicht den gewünschten Effekt hat-
te, sollten die (Todes-)Urteile eben im Ausland voll-
streckt werden. Am 13. Juli 1989 wurden der General-
sekretär der Demokratischen Partei Kurdistans im Iran 
(DKP-I), Abdul Rahman Ghassemlou, der Auslandsver-
treter der DKP-I, Abdollah Ghaderi Azer, sowie der in 
Wien lebende und als Vermittler agierende Fadhil 
Rassoul durch ein Killerkommando hingerichtet.
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Ein weiterer Fall beschäftigte drei Jahre später die 
deutsche Justiz, denn am 17. September 1992 wurden 
im Berliner Restaurant Mykonos Sadegh Sharafkandi 
sowie drei weitere Kurden, ebenfalls alle führende Ver-
treter der DKP-I, im Auftrag des iranischen Geheim-
dienstes VEVAK,

28
 erschossen. Die deutsche Justiz 

ermittelte in diesem Fall gründlich und konnte die Spu-
ren der Auftraggeber bis in die Spitzen des iranischen 
Regimes zurückverfolgen. Der als unmittelbarer Draht-
zieher des Mordkomplotts zu lebenslanger Haft verur-
teilte iranische Staatsbürger Kazem Darabi wurde im 
Dezember 2007 nach 15 Jahren Haft in einem deut-
schen Gefängnis entlassen und in den Iran abgescho-
ben. Insgesamt sollen über 130 politische Morde in 
zwölf europäischen Staaten und den USA zwischen 
1979 und 1992 auf das Konto iranischer Killerkomman-
dos gehen, die sich aller Voraussicht nach aus den Al-
Quds-Brigaden, der für Einsätze im Ausland ausgebil-
deten Abteilung der Pasdaran, rekrutierten. 
 
 
Terror im Irak und den arabischen Anrainerstaaten 
 
Die USA verdächtigen den Iran auch, terroristische 
Aktivitäten von Schiiten im Irak, die sich gegen Sunni-
ten und gegen US-amerikanische Truppen richten, 
logistisch und finanziell zu unterstützen. Schon vor dem 
Ersten Golfkrieg zwischen Iran und Irak von 1980 bis 
1988, der mit unerbittlicher Härte und dem Einsatz von 
Kindersoldaten und Giftgas geführt wurde, wurde der 
iranische Terror im Irak als eine der Ursachen für den 
Ausbruch dieses Krieges gesehen. 
 
 
Bassidschi ï Terror im Iran 
 
Als Bassidschi (Basidsch-e Mostaz'afin = Ădie Mobili-
sierten der Unterdr¿cktenñ) wird eine paramilitªrische 
Miliz in Iran bezeichnet, die sich aus Freiwilligen rekru-
tiert. Ihre Gründung geht auf Ajatollah Ruholla Chomei-
ni und den Ersten Golfkrieg (1980-1988) zurück, in dem 
die Bassidschi, in deren Reihen sich teilweise erst 
Zwölfjährige befanden, als Reserve mobilisiert und in 
den bewaffneten Kampf gegen den Irak geschickt wur-
den. So wurden sie u.a. beim Minenräumen eingesetzt, 
indem man Freiwillige auffordert, durch das feindliche 
Minenfeld zu laufen und damit eine Gasse für nachfol-
gende Truppen zu öffnen. Den gefallenen Bassidschi 
zu Ehren, die nach den Worten des Ajatollah Chomeini 
den Status von Märtyrern hatten, wurde in Teheran ein 
sogenannter Blutsbrunnen (mit gefärbtem rotem Was-
ser) errichtet. 
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Heute besteht diese Reser-
vistentruppe hauptsächlich 
aus Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen, die 
durch führende Kader der 
Organisation in Kampf-
techniken und der Hand-
habung von Waffen ausge-
bildet und im Sinne der 
Islamischen Revolution in-
doktriniert werden. Der 
Zweck ist immer noch ein 
militanter. So soll die Armee 
der Freiwilligen im Falle 
eines Angriffs von außen 
mobilisiert werden, um das 
Land zu verteidigen. In 

Ermangelung eines feindlichen Angriffs richtet sich die 
Gewalt ab und an auch nach innen, so wie während 
der ĂGr¿nen Revolutionñ nach den Prªsidentschafts-
wahlen 2009 als die Bassidschi gezielt gegen De-
monstranten eingesetzt und hier mit außerordentlicher 
Härte und Brutalität gegen diese vorgingen. Die Bas-
sidschi-Miliz wurde vom Mullah-Regime zu einer schät-
zungsweise vier Millionen Mitglieder umfassenden 
ideologischen wie paramilitärischen Stoßtruppe ausge-
baut. Allerdings rüsten die Bassidschi-Brigaden ver-
stärkt auf. Das Parlament hat den Paramilitärs Anfang 
2011 erlaubt, ihre Mitgliederzahl bis auf 30 Millionen zu 
erhöhen. Um dieses Ziel zu erreichen, können Eltern 
nun bereits ihre Neugeborenen registrieren lassen ï 
Jungen wie Mädchen.
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Hisbollah 
 
Es gilt heute als bewiesen, dass die Islamische Repub-
lik Iran Terrorgruppierungen in verschiedenen Ländern 
unterstützt. Die in diesem Zusammenhang am einfluss-
reichsten einzustufende Gruppierung ist die Hisbollah 
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(ĂPartei Gottesñ) mit deren F¿hrer Scheich Hassan 
Nasrallah im Libanon, die ab 1982 mit Unterstützung 
der iranischen Pasdaran (Revolutionsgarden) durch 
den Zusammenschluss verschiedener schiitischer 
Gruppen, unter anderem der Amal-Miliz, beim Wider-
stand gegen die damalige israelische Invasion im Liba-
nonkrieg entstand. Die Hisbollah rekrutiert ihre Anhän-
ger aus der mehrheitlich schiitischen Bevölkerung des 
Südlibanons. Die Hisbollah wiederum wird verdächtigt, 
andere islamistische Gruppierungen auch in Europa 
finanziell zu fördern. 
 
Auf das Konto der Hisbollah sollen Terroranschläge mit 
Selbstmordattentätern auf die amerikanische Botschaft 
sowie die Zentrale der französischen Fallschirmjäger in 
West-Beirut 1982 gehen, woraufhin die US-amerikani-
schen Truppen aus dem Libanon abgezogen wurden. 
Neben den Selbstmordattentaten wurde die Hisbollah 
in den achtziger Jahren durch eine Reihe von Flug-
zeugentführungen und Kidnappings westlicher Bürger 
im Libanon bekannt.

30
 Die Terroraktionen der Hisbollah 

reichten sogar bis nach Argentinien wo 1992 und 1994 
Selbstmordattentate mit sprengstoffbeladenen Last-
wagen auf die israelische Botschaft in Buenos Aires 
(29 Tote) sowie auf ein jüdisches Gemeindezentrum 
(86 Tote) verübt wurden. 
 
Nach dem letzten Libanonkrieg 2006, als dessen Aus-
löser die Entführung von zwei israelischen Soldaten 
durch Hisbollahkämpfer gilt, engagierte sich die Hisbol-
lah beim Wiederaufbau zerstörter Gebiete im Süden 
des Libanon, was der Partei die Sympathien der Bevöl-
kerung einbrachte, zu Lasten der regulären libanesi-
schen Armee. Nicht ganz zu Unrecht wird die Hisbollah 
als ein Staat im Staate gesehen und dieser wird maß-
geblich aus Teheran finanziert. Die direkte finanzielle 
Hilfe der Islamischen Republik Iran an die Hisbollah im 
Südlibanon ist nicht zu übersehen. So weht über man-
chen Parks und öffentlichen Plätzen, die mit Geld aus 
Teheran errichtet wurden, gar die iranische Flagge. 
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Stolz und Stütze der Islamischen  
Republik: Bassidschi in voller Montur 


